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Begründung 

 
 

 

 

 

Planung: Nord 

Stadtteil: Zoo 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

Im Norden durch den öffentlichen Grünzug 
„Lüerstraße / Gneisenaustraße“, im Osten 
durch die Lüerstraße, im Süden durch die 
Schackstraße und im Westen durch die östli-
chen Grundstücksgrenzen der Grundstücke 
Gneisenaustraße 38 bis 54 (gerade) sowie 
des Spielplatzes „Gneisenaustraße“. 
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BEGRÜNDUNG 

 

1.0 Zwecke der Planung / Verfahren 

1.1 Zwecke des Bebauungsplanes 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Zoo und umfasst die Grundstücke Lüerstraße 15 (Gemar-
kung Hannover, Flur 16, Flurstück 11/ 126) und Lüerstraße 17 (Gemarkung Hannover, Flur 16, Flur-
stück 11/127). Es ist eingefasst von dem öffentlichen Grünzug „Lüerstraße / Gneisenaustraße“ im 
Norden, der Lüerstraße im Osten, der Schackstraße im Süden und durch die östlichen Grundstücks-
grenzen der Grundstücke Gneisenaustraße 38 bis 54 (gerade) sowie dem Spielplatze „Gneisenaus-
traße“ im Westen. 

 

Auf dem Plangebiet, im südlichen Bereich der Lüerstraße 17, befindet sich heute die Außenstelle 
des Gymnasiums Sophienschule, der Hauptstandort befindet sich an der Seelhorststraße 8. 

Die beiden Standorte des Gymnasiums Sophienschule sollen in einem Neubau zusammengeführt 
werden. Dieser Neubau soll entlang der Lüerstraße, südlich des öffentlichen Grünzugs im Eckbe-
reich Schackstraße/Lüerstraße positioniert werden. Der Schulneubau umfasst auch eine Sporthalle 
mit Dreifeldbereich und Tribüne sowie einem Einfeldbereich. Mit der DS 1090/2016 hat der Rat der 
Landeshauptstadt Hannover den Neubau für das 5-zügige Gymnasium Sophienschule beschlossen 
(Grundsatzbeschluss). 

In einem ÖPP Verfahren (öffentlich - private Partnerschaft) mit den Bestandteilen „Planen, Bauen, 
Finanzieren“ wurden der Neubau des Gymnasiums Sophienschule und zusätzlich auch der Erwei-
terungsbau des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums, inklusive dem Neubau einer Mensa, dem 
Neubau der naturwissenschaftlichen Unterrichtsräume sowie dem begleitenden Raumprogramm 
ausgeschrieben. Das Verfahren ist abgeschlossen. Die Vergabe wurde in einer gesonderten und 
vertraulichen Drucksache am 20.12.2018 beschlossen. Im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung 
wurde die Planung am 29.01.19 vorgestellt. 

 

Für den Bereich des geplanten Neubaus Gymnasium Sophienschule gilt derzeit der rechtskräftige 
Bebauungsplan 1251, der für diese Fläche als Art der Nutzung eine Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung Schule festsetzt. Festsetzungen zum Maß der Nutzung sowie zur überbaubaren 
Fläche trifft dieser Bebauungsplan nicht.  

Ein Bauantrag für den Schulneubau ist auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplanes 1251 
im Februar 2019 eingereicht worden. Der Antrag bezieht sich explizit nur auf die Errichtung der 
Neubauten für schulische Nutzung. Damit entspricht der Antrag den Festsetzungen der Art der Nut-
zung des rechtskräftigen Bebauungsplans 1251 und ist planungsrechtlich zulässig bzw. genehmi-
gungsfähig (Stand 07.2019).   

 
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1251 soll nunmehr neben dem Maß der baulichen 
Nutzung und der überbaubaren Fläche unter anderem auch die Zulässigkeit für sonstige kulturelle 
und sportliche Nutzungen im Schulgebäude und den Sporthallen sowie dem Stellplatzanlagen und 
deren Zufahrten geregelt werden.  
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 1251 umfasst neben dem Schulkom-
plexneubau des Gymnasiums Sophienschule (Schule und Schulsporthalle) auch die im nördlichen 
Bereich liegende Bestandssporthalle des Kaiser-Wilhelm- und Ratsgymnasiums.  
Die Räumlichkeiten der Schule sollen außerhalb des Schulbetriebes für sonstige kulturelle und sport-
liche Zwecke, bezugnehmend auf das musische Nutzungsprofil des Gymnasiums Sophienschule, 
zulässig sein.  
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Beide Sporthallen sollen für außerschulische Sportnutzungen zulässig sein. Der Sporthallenneubau 
soll aufgrund seiner Größe und Ausstattung zusätzlich zur Vereinsnutzung auch für Punktspielbe-
triebe zur Verfügung stehen.  
 
Diese sonstige sportliche Nutzung beider Sporthallen, sowie die sonstige kulturelle Nutzung des 
Schulgebäudes ist durch die heutige Zweckbestimmung „Schule“ planungsrechtlich nicht vollum-
fänglich erfasst, sodass es einer Ergänzung der Zweckbestimmung bedarf, die diese sonstigen Nut-
zungen zulässt.  

1.2 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 1215, 1.Änderung dient der Nachverdichtung einer unter-
genutzten Fläche innerhalb eines städtebaulichen Zusammenhangs. Es soll daher das beschleu-
nigte Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt werden. Die Voraussetzungen 
dafür sind erfüllt: 

 Die nach § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzte Grundfläche muss 
weniger als 20.000 m² betragen. Das Plangebiet umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 
28.700 m². Die zulässige Grundflächenzahl wird mit 0,5 bzw. 0,4 festgesetzt, wodurch die 
Unterschreitung gesichert ist.   

 Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, vorbereitet.  

Die geplante Festsetzung als „Gemeinbedarfsfläche - Schule“ schließt dies aus. 

 Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes sind nicht beeinträchtigt. Entsprechende Gebiete sind hier nicht 
betroffen. 

 Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung, dass bei der Planung Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkung von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
des Bundes- Immissionsschutzgesetzt zu beachten sind. 

Gemäß §13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten die Vorschritten des § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 im beschleu-
nigten Verfahren entsprechend. Nach § 13 Abs. 2 kann das Verfahren durch Straffung oder das 
Weglassen einzelner Verfahrensschritte verkürzt werden. Die ist hier nicht beabsichtig.  

Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung, vom Umweltbericht und von der Angabe in 
der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgese-
hen. Gleichwohl werden in dieser Begründung alle umweltrelevanten Themen, die durch die Planung 
betroffen sind, dargestellt und wurden im Abwägungsprozess berücksichtigt.  

 

2.0  Planungsvorgaben 

2.1  Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Hannover stellt den gesamten Geltungsbereich des 
Plangebietes als „Gemeinbedarfsfläche“, Zweckbestimmung „Schule- Allgemeinbildung“ dar. Die 
angrenzenden Bereiche sind wie folgt dargestellt: 

 Im Norden: „allgemeine Grünfläche“, 

 Im Osten, Süden und West:„Wohnbaufläche“ 
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Der Bebauungsplan 1251, 1. Änderung und die darin formulierte Festsetzung (Fläche für Gemein-
bedarf, Zweckbestimmung Schule) ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.   

 

Abbildung 1: Auszug des Flächennutzungsplans / Quelle: GeoAss, LHH 

2.2  angrenzende Bebauungspläne / geltendes Planungsrecht  

Geltendes Planungsrecht 

Für das Plangebiet und die westlich, nördlich und östlich umliegende Bebauung besteht der rechts-
gültige Bebauungsplan Nr. 1251, bekanntgemacht am 06.03.1990.  Demnach ist das Areal als Ge-
meinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule“ festgesetzt. Die Gemeinbedarfsfläche erfasst 
zwei Schulstandorte, die durch einen in Ost-West-Richtung verlaufenden öffentlichen Grünzug ge-
trennt sind. In dessen Randbereichen zur Lüerstraße und Zeppelinstraße sowie zur Gneisenau-
straße sind öffentliche Spielplätze festgesetzt. Die umliegende und angrenzende Wohnbebauung ist 
als reines Wohngebiet festgesetzt. Weder für die Gemeinbedarfsfläche noch für die reinen Wohn-
gebiete trifft der Bebauungsplan Festsetzungen zum Maß der Nutzung und zur überbaubaren Fläche 
(einfacher Bebauungsplan).  
Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich hier nach § 34 BauGB.  
 
Für die nicht bebauten Grundstücksflächen setzt der Bebauungsplan die Bindung für Bepflanzungen 
und einen Erhalt dieser unbebauten Flächen fest. Diese Festsetzung zielt in erster Linie auf die 
Begrünung der Vorgärten ab. 
 
Angrenzende Bebauungspläne  

Südlich der Schackstraße grenzt der Durchführungsplan Nr. 3, 1. Änderung, genehmigt am 
23.12.1959, festgestellt am 23.03.1960, an. Dieser setzt ein Wohngebiet A gemäß Bauordnung 1953 
fest, welches in etwa einem reinen Wohngebiet (WR) gemäß BauNVO entspricht. Der Durchfüh-
rungsplan setzt für die Ecke Gneisenaustraße/ Schackstraße ohne definierter überbaubaren Fläche 
eine Ausnutzungsziffer von 0,6 (entsprechend einer heutigen Geschossflächenzahl GFZ 0,6) fest 
und definiert die verbleibende Bebauung entlang der Schackstraße mit Baufeldern und maximaler 
Geschossigkeit von drei Geschossen. Zusätzlich setzt er Baufluchtlinien und Bereiche für Vorgärten 
fest.  
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Abbildung 2: südlich angrenzendes Planungsrecht – Durchführungsplan Nr. 3, 1. Änderung / Quelle: GeoAss, LHH 

2.3 Landschaftsplanung / Naturschutzrecht  

Landschaftsrahmenplan: Die Region Hannover hat den Landschaftsrahmenplan 2013 als gutachter-
lichen Fachplan erstellt. Das gesamte Plangebiet ist danach als Siedlungsfläche eingestuft und von 
landschaftsplanerischen Zielsetzungen ausgenommen (Karte 5a – Zielkonzept, Blatt Südwest). 

  

Abbildung 3: Karte 5a- Zielkonzept, Blatt Südwest, Landschaftsrahmenplan Region Hannover 

 

Landschaftsplan: Ein Landschaftsplan besteht für das Plangebiet nicht. 

Schutzgebiete nach Naturschutzrecht: Naturschutzrechtliche Ausweisungen (Naturschutzgebiet, 
Landschaftsschutzgebiet, Geschützter Landschaftsbestandteil) sind für den Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes nicht erfolgt. Besonders geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) und § 24 Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) 
wurden nicht festgestellt. 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung / Europäische Vogelschutzgebiete: Die Erhaltungsziele 
und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogel-
schutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) sind von diesem Bebauungsplan nicht betroffen. 

2.4 Denkmalschutz  

In unmittelbarer Nachbarschaft südlich des Plangebietes liegt das Baudenkmal Schackstraße 16 
und nordöstlich das Baudenkmal Zeppelinstraße 24. Diese Gebäude unterliegen den Bestimmungen 
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des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) und ihr Umgebungsschutz ist entspre-
chend zu berücksichtigen. Die gem. § 10 NDSchG erforderliche denkmalrechtliche Genehmigung 
wird im Baugenehmigungsverfahren geregelt. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht 
werden, müssen diese der Stadtdenkmalpflege Hannover oder dem Niedersächsischen Landesamt 
für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. 

3.0  Stadträumliche Situation    

3.1 Lage im Stadtgebiet und öffentliche Infrastruktur  

Der Neubau des Gymnasiums Sophienschule liegt im Stadtteil Zoo. Der geplante Schulneubau er-
streckt sich räumlich auf den südlichen Blockbereich zwischen Lüerstraße, Schackstraße, der ost-
grenze der Grundstücke an der Gneisenaustraße und dem von Ost nach West verlaufenden, nörd-
lich gelegenen öffentlichen Grünzug mit zwei Spielplätzen. Dieser Grünzug gliedert den 
zusammenhängenden Schulstandort des künftigen Gymnasiums Sophienschule und des Kaiser- 
Wilhelm- und Ratsgymnasium in Nord- und Südbereiche.  

3.2 Verkehrliche Anbindung des Plangebietes 

Der Neubau des Gymnasiums Sophienschule bildet gemeinsam mit dem Kaiser- Wilhelm- und Rats-
gymnasium einen zusammenhängenden Schulstandort zwischen Zeppelinstraße/ Seelhorststraße 
und der Schackstraße in Nord- Süd- Ausrichtung und zwischen der Lüerstraße und der Gneisen-
austraße in Ost- West- Ausrichtung.  

Das Plangebiet liegt westlich des von der Adenauerallee, dem Theodor- Heuss- Platz und der Clau-
sewitzstraße gebildeten Hauptverkehrsstraßennetzes. Die Schackstraße, die das Plangebiet im Sü-
den begrenzt und zusammen mit der Plathnerstraße den Theodor- Heuss- Platz mit dem Braun-
schweiger Platz verbindet, gehört zum städtischen Vorrangnetz. 

Die Erschließung des Grundstückes erfolgte bis zum Abriss der Turnhalle im Frühjahr 2019 über die 
Lüerstraße. Derzeit wird das Schulgebäude über die Schackstraße erschlossen. 

3.3 Bau- und Nutzungsstruktur des Plangebiets im Bestand                                    

Das Schulgrundstück an der Lüerstraße mit einer Größe von ca. 28.800 m² ist derzeit mit Schulge-
bäuden aus dem Jahr 1972 bebaut und befindet sich in einem Wohnquartier im Stadtteil Zoo, in 
unmittelbarer Nähe zum Hannover Congress Centrum (HCC). Neben dem Schulgebäude befindet 
sich eine Einfeld- und Dreifeld- Sporthalle (Bestandssporthalle), die sowohl von dem Kaiser- Wil-
helm- und Ratsgymnasium als auch von dem Gymnasium Sophienschule sowie den Sportvereinen 
genutzt wird. Im Frühjahr 2019 wurde bereits in einem ersten Bauabschnitt eine der Sporthallen 
abgerissen. 

Der Außenbereich wird als Sportfläche für das Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium und das Gym-
nasium Sophienschule genutzt. Das Gelände zeichnet sich durch eine randliche Begrünung mit gro-
ßem, erhaltenswerten Baumbestand aus.  

Die Umgebung ist im Osten durch II- bis III- geschossige Reihen- und Villenbebauung, im Westen 
und Süden durch III- geschossige Zeilenbauten und im Norden durch das I- bis II- geschossige 
Schulgebäude des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums geprägt. Die gründerzeitlichen Reihen-, 
Villen und Zeilenbauten sind aus den 30er- und 60-er Jahren. 

https://www.hcc.de/
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4.0  Städtebauliche Ziele  

4.1 Städtebauliche Situation  

Das Gymnasium Sophienschule ist ein fünfzügiges Gymnasium und nutzt zurzeit, aufgrund hohen 
Platzmangels, neben dem Hauptstandort Seelhorststraße auch die Außenstelle Lüerstraße.  
Auf dem Schulgrundstück Lüerstraße - Außenstelle der Sophienschule - werden bislang die Jahr-
gänge 5-7 unterrichtet, die Jahrgänge 8-12 werden im Hauptgebäude an der Seelhorstraße unter-
richtet. Die Schule wird aufgrund konstant hoher Schülerzahlen in den kommenden Jahren zur Be-
darfsdeckung benötigt. 
Die Gebäude des Gymnasiums Sophienschule (Hauptstelle sowie Außenstelle) weisen einen hohen 
Sanierungs- und Modernisierungsbedarf auf. Im Besonderen ist hier ein Defizit in der Barrierefreiheit 
im denkmalgeschützten Altbau an der Seelhorstraße zu erkennen. 
 
Aufgrund des Beschlusses des Landes Niedersachsen zur Verlängerung der Schulzeit bis zum Abi-
tur auf 9 Jahre (G9) war die Anpassung des Standardraumprogrammes und somit eine Flächener-
höhung unabdingbar. Zusätzlich ist die Auflösung von Außenstellen aus schulorganisatorischen 
Gründen wünschenswert. 
Eine Überprüfung auf Grundlage einer Machbarkeitsstudie von 2014 hat ergeben, dass das Raum-
programm einschließlich einer Mensa, sowie die erforderliche Barrierefreiheit am Standort Seel-
horststraße nicht umgesetzt werden kann, der Neubau jedoch, auch mit einem vergrößerten 
Raumprogramm, auf dem Grundstück Lüerstraße realisiert werden kann.  
 
In Folge dessen soll das Gymnasium Sophienschule als Neubau mit einer Einfeld- und Dreifeld-
sporthalle an den Standort Lüerstraße verlegt bzw. dort zusammengeführt werden.  
 

 

Abbildung 4: Verortung der Schulstandorte Sophienschule / Quelle: GeoAss, LHH 

 
Historische Verfestigung des Standortes mit der Nutzung Schule 
Das Gymnasium Sophienschule ist bereits seit über 100 Jahren im Zooviertel verankert. Die Schule 
wurde 1897 zunächst als Höhere Töchterschule gegründet und am 24. April 1900 als reines Mäd-
chengymnasium eingeweiht. Als ehemals erstes Gymnasium für Mädchen in Hannover nimmt das 
Gymnasium Sophienschule heute Jungen und Mädchen ab der 5. Klasse der Stadt Hannover und 
umgebenden Regionen auf. 
Seit 2004 gehört die Außenstelle an der Lüerstraße zum festen und notwendigen Bestandteil des 
Gymnasiums Sophienschule.  

Haupt- 

standort 

Außen- 

stelle 

https://de.wikipedia.org/wiki/H%C3%B6here_T%C3%B6chterschule
https://de.wikipedia.org/wiki/M%C3%A4dchengymnasium
https://de.wikipedia.org/wiki/M%C3%A4dchengymnasium
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Eine Verfestigung des Standortes für Schulnutzung ist zusätzlich durch das Kaiser- Wilhelm- und 
Ratsgymnasium und das zuvor verankerte Schulzentrum Lüerstraße erkennbar.  
Das Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium ist bereits seit den 1950er Jahren nördlich des Grünzuges 
in der Seelhorststraße (bis 1994 nur Kaiser- Wilhelm- Gymnasium) etabliert. Eine Fusion der Gym-
nasien Kaiser- Wilhelm- Gymnasium und Ratsgymnasium fand 1995 statt.  
 

4.2. Vergabeverfahren / ÖPP- Verfahren 

ÖPP-Modell 
Für die Umsetzung des neuen Schulgebäudes wurde eine vertraglich geregelte Zusammenarbeit in 
Form einer öffentlich- privaten Partnerschaft (ÖPP- Verfahren) gewählt.  
 
Aufgrund der vorhandenen und absehbar weiterhin hohen Bedarfe für Baumaßnahmen bei gleich-
zeitig begrenzten Investitionsmitteln sollen für geeignete Vorhaben (z. B. umfangreiche Neubau-
maßnahmen) alternative Beschaffungsmodelle (z. B. Öffentlich Private Partnerschaften, ÖPP) zur 
Anwendung kommen. Grundstück und Objekt verbleiben dabei im Eigentum der Landeshauptstadt; 
Planung, Bau und Finanzierung erfolgen durch den privaten Partner. Der Betrieb und die Unterhal-
tung des Schulgebäudes erfolgen durch die Stadt. Eine intensive Kontrolle von Planung und Bau-
ausführung sichert die Realisierung der Baumaßnahme unter Berücksichtigung der ausgeschriebe-
nen und beauftragten Qualitäten. Das ÖPP-Inhabermodell ist gekennzeichnet durch die 
schlüsselfertige Errichtung von Immobilien auf Grundstücken des Auftraggebers.  
 
Das Verfahren wurde von einer dezernatsübergreifenden Projektgruppe der Stadtverwaltung unter 
Mitwirkung eines externen Beraters vorbereitet und durchgeführt. 
In einem mehrstufigen Vergabeverfahren (EU-weites Verhandlungsverfahren mit vorgeschaltetem 
öffentlichen Teilnahmewettbewerb) mit den Komponenten Planung, Bau und Finanzierung wurden 
drei Bewerber als Bieter ausgewählt. 
 
Den Schulleitungen wurden die jeweiligen Entwürfe vorgestellt und gemeinsam besprochen. Anre-
gungen und Hinweise aus den Abstimmungen wurden bei den Optimierungshinweisen an die Bieter 
übernommen. 
Von den Bietern wurde ein wirtschaftliches Angebot unter Berücksichtigung optimierter Fertigstel-
lungstermine und Minimierung der Belastungen für den laufenden Schulbetrieb erwartet. Sie dienten 
als Grundlage der Verhandlungsgespräche mit den ausgewählten Bietern.  
 
Bewertung der Angebote 
Zur Bewertung der Angebote dienten die Kriterien Qualität und Preis, wobei der Preis mit 40% und 
die Qualität mit 60% in die Gesamtbewertung eingingen. Die Kategorie Qualität wurde in die Unter-
kriterien Städtebau (15%), Architektur (20%), Außenanlagen (15%), Funktionalität (15%), Techni-
sche Ausrüstung (15%), Barrierefreiheit (5%), Bauablauf (7%) und Gesamteindruck (8%) unterglie-
dert.  
 
Auswertung  
Das Verhandlungsverfahren wurde über insgesamt drei Bieterrunden geführt bis zur Vorlage des 
finalen Angebotes. Nach Vorlage und Prüfung der ersten Angebote folgten Bietergespräche und 
eine Überarbeitung der Angebote mit entsprechenden erneuten Bietergesprächen.  
Bieter 1 schied sowohl an einem zu hohen Angebotspreis als auch funktionalen Mängel des Entwur-
fes aus. Dieser konnte, trotz Berücksichtigung der Optimierungshinweise, nicht deutlich verbessert 
werden.  
 
Bieter 3 gelang es bei der Überarbeitung viele der Optimierungshinweise zu übernehmen, behielt 
jedoch wesentliche Schwachpunkte in der Umsetzung der Innenraumstrukturen (der sogenannten 
„Clustereinheiten“). Zusätzlich ergaben die geplanten Bauabwicklungen zu hohe Beeinträchtigungen 
für den laufenden Schulbetrieb. Folglich schied auch Bieter 3 aus dem Verfahren aus.  
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Im Verlauf des Verhandlungsverfahrens konnte das Angebot von Goldbeck Ost GmbH (Bieter 2) 
sowohl im Hinblick auf die architektonischen Optimierungspotentiale, als auch in der preislichen Ent-
wicklung überzeugen und hat sich deutlich von den anderen Bietern abgehoben.  
Aufgrund dieses positiven Ergebnisses aus dem Verhandlungsverfahren entschied der Rat mit Be-
schluss vom 20.12.2018 (Beschlussdrucksache 2407/2018), den Zuschlag an Goldbeck Ost GmbH 
zu erteilen. 
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Abbildung 5: Lagenplan Neubau Gymnasium Sophienschule mit Außenanlagen (o. M.)  

 Quelle: Siegerentwurf ÖPP- Verfahren 
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4.3. Städtebauliches Konzept  

Bei dem Gymnasium Sophienschule handelt es sich um eine offene Ganztagsschule mit ca. 1.370 
Schüler*innen, ca. 100 Lehrkräften, ca. 10 Schulbegleiter*innen und 2-4 Verwaltungskräften.  
 
Städtebau  
Der Schulneubau mit einer Dreifeld- Sporthalle, einer Einfeld- Sporthalle und den entsprechenden 
Außenanlagen soll städtebaulich trotz seiner Besonderheit in einer harmonischen Beziehung zur 
umliegenden Bebauung stehen. Der Neubau setzt sich aus vier Kuben zusammen, die sich an einer 
mittig verlaufenden Achse, senkrecht zur Schackstraße entwickelnd, abwechselnd nach Ost und 
West orientieren. Drei Kuben bilden das Schulgebäude, ein Kubus die Einfeld- und Dreifeldsport-
halle. Das Versetzen der Baukörper ermöglicht eine Gliederung des Freiraumes in Höfe und Freiflä-
chen und die Lösung aus einer starren und massiven Baustruktur. Die Baukörper orientieren sich 
hinsichtlich ihrer Geschossigkeit und Höhe an den umliegenden Bestandsbebauungen.  
 
Nach Osten, entlang der Lüerstraße, orientieren sich zwei dreigeschossige Gebäudekuben, die sich 
als Clusterbauten inhaltlich in zwei Sekundarbereiche I und II gliedern. Sie sind in angemessener 
Weise vom Straßenraum abgerückt und ermöglichen straßenbegleitend den Erhalt der grünen Vor-
zone. Zwei Vorplätze gliedern den Außenbereich an der Lüerstraße: Ein Vorplatz mittig im Schulge-
bäude (Außenbereichsfläche der Mensa) und ein Vorplatz mit Durchgang zu den Sportflächen am 
Übergang zur Sporthalle. 
Nach Westen, zentral zwischen den Clusterbauten, liegt der zweigeschossige Gebäudeteil mit Aula 
und Pausenhalle/Forum. Dieser vermittelt in Höhe und Proportion zum Pausenhof und der westlich 
angrenzenden Wohnbebauung. Die Haupterschließung erfolgt von der Schackstraße über diesen 
Gebäudeteil.  
Das neue Sporthallengebäude mit einer Einfeld- und Dreifeldsporthalle wird als Verlängerung des 
Schulkomplexes im Norden des Grundstückes geplant. Die Baumasse der Halle rückt um etwa 50 
Meter von der Lüerstraße ab und gliedert sie in der Höhe. Sie soll neben der Schulnutzung, sowohl 
für das Gymnasium Sophienschule als auch für das Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium, auch für 
außerschulischen Vereinssport zur Verfügung stehen. Eine Tribüne mit 280 Plätzen ermöglicht ei-
nen zusätzlichen Punktspielbetrieb.  
Am nördlichen Randbereich des Grundstückes bleibt die Einfeld- und Dreifeldsporthalle des Kaiser- 
Wilhelm- und Ratsgymnasiums als Bestandsgebäude bestehen.  
 
Der Schulhofbereich bietet allen Jahrgangsstufen ausreichend Bewegungsfreiraum und Rückzugs-
orte. Der Sportplatz, welcher auch gemeinsam mit dem Kaiser- Wilhelm- Ratsgymnasium genutzt 
wird, wird an der Schnittstelle beider Schulstandorte platziert und bildet so eine optimale Trennung 
beider Schulkomplexe. 
 
Erschließung  
Die Haupterschließung der Schule für den Schulverkehr erfolgt über die Schackstraße. Dies ist auch 
der Haupteingang. Westlich dieser Erschließung stehen 10 Kfz- Stellplätze und eine überdachte 
Fahrradstellplatzanlage mit ca. 260 Stellplätzen zur Verfügung. Ein Zugang zur Sporthalle und ein 
zusätzlicher Zugang zum Schulgebäude erfolgt über einen Vorplatz an der Lüerstraße. Ein weiterer 
Parkplatz, mit insgesamt 53 Kfz- Stellplätzen und ca. 420 Fahrradstellplätzen, entsteht an der Sport-
halle. Die Anlieferung der Mensa bzw. Küche und die Entsorgung von Abfällen erfolgt von der Lüer-
straße, so dass sich keine Verkehrsströme von Pkw- und Schülerverkehr kreuzen. Ein Stellplatz für 
die Anlieferung befindet sich in unmittelbarer Nähe zur Küchenanlieferung.  
 
Städtebauliches Ziel  
Das städtebauliche Ziel ist es, die Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Schule mit den 
Festsetzungen zum Maß der Nutzung baulich abzusichern und eine sonstige Nutzung des Schulge-
bäudes und der Sporthallen, sowohl der Neubausporthalle als auch der Bestandssporthalle des Kai-
ser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums, für kulturelle und sportliche Zwecke zu ermöglichen. Im Zuge 
dessen soll die Bestandssporthalle planungsrechtlich abgesichert werden. 
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Sowohl für die Schüler*innen des Gymnasiums Sophienschule und des Kaiser- Wilhelm- und Rats-
gymnasium als auch für den Vereinssport besteht ein hoher Bedarf an Sporthallenflächen. Hierbei 
handelt es sich zum einen um die sonstige sportliche Nutzung der neu geplanten Sporthalle und 
zum anderen um die bereits bestehende Sporthalle des Kaiser- Wilhelm und Ratsgymnasiums, po-
sitioniert am nördlichen Randbereich des Geltungsbereiches. Es soll eine kombinierte Hallensport-
nutzung für den Schul- und Vereinssport an diesem Standort angeboten werden. 
 
Ebenfalls ein städtebauliches Ziel ist die Nutzung des Schulgebäudes für sonstige kulturelle Nut-
zung. Entsprechend der musischen Ausprägung des Gymnasiums Sophienschule und dem bislang 
bereits vorhandenen Nutzungsbedarf ist die optimale Nutzung der hochwertig ausgestatteten Räum-
lichkeiten mit entsprechendem Mobiliar und Instrumenten anzustreben. 
 
Mit Anpassung des Bebauungsplanes soll dieser Bedarf planungsrechtlich abgesichert werden. Die 
Idee der Doppelnutzung der Sporthallen sowie des Schulgebäudes außerhalb der Schulzeiten die-
nen einerseits zur Abdeckung der Engpässe der bestehenden Raumkapazitäten, sowohl an Hallen-
kapazitäten als auch an Probe und Lehrraumkapazität, und andererseits entsprechend einer spar-
samen Nutzung der Ressource „Grund und Boden“ (§1a (2) BauGB), dem Leitgedanken der 
nachhaltigen Innenentwicklung im Städtebau.  
 
Darüber hinaus ist es ein städtebauliches Ziel, die städtischen Infrastruktureinrichtungen wie Schu-
len und Sporthallen effektiv auszulasten. Räumlichkeiten, die zeitlich nur eingeschränkt genutzt wer-
den, sind wirtschaftlich unangemessen. Entsprechend ist die Doppelnutzung der Räumlichkeiten, 
über die übliche Schulzeit hinaus, auch aus Sicht der Wirtschaftlichkeit anzustreben.  
 
 

5.0  Bauland  

5.1  Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend den beschriebenen städtebaulichen Zielen wird das Plangebiet als Fläche für Ge-
meinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule“ gemäß § 9 (1) Nr. 5 BauGB festgesetzt. Die Fläche 
dient der Unterbringung von Anlagen für schulische Zwecke.  
 
Das Schulgebäude, die Sporthallen und die Flächen für Stellplätze einschließlich Zufahrten können 
auch für sonstige kulturelle und sportliche Zwecke genutzt werden. Die nicht überbaubaren Freiflä-
chen (Pausenhof etc.) sind der Schulnutzung vorbehalten und dürfen nicht außerhalb der Schulzei-
ten für sonstige Zwecke genutzt werden. Sie dienen ausschließlich der schulischen Nutzung.   
Als Resultat des Lärmgutachtens (siehe Kapitel 9 Lärmschutz) und gemäß dem Hinweis im Bebau-
ungsplan  ist die  Nutzung der Fläche für Stellplätze einschließlich Zufahrten, die zur Lüerstraße 
orientiert ist, nur eingeschränkt zulässig. Täglich ist eine Nutzung von 07:00Uhr bis 22:00 Uhr zu-
lässig. Sonntags ist eine Nutzung von 09:00 Uhr bis 22:00 Uhr zulässig.  
 
Entsprechend dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan 1251 und der Festsetzung Gemeinbedarf 
mit Zweckbestimmung Schule ist bereits die Art der Nutzung des geplanten Schulneubaus mit ent-
sprechender schulinterner Sporthallennutzung planungsrechtlich zulässig. Auch die Bestanstands-
porthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium, im nördlichen Bereich des Geltungsbereiches 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes 1251, ist entsprechend zulässig.  

Noch nicht geregelt sind jedoch das Maß der baulichen Nutzung sowie die sonstigen kulturellen und 
sportlichen Nutzungen in den Neubauten des fünfzügigen Gymnasiums Sophienschule und einer 
Einfeld- und Dreifeldporthalle sowie der bestehende Einfeld- und Dreifeldsporthalle des Kaiser- Wil-
helm- und Ratsgymnasiums. Mit der Festsetzung einer Nutzung für sonstige kulturelle und sportliche 
Zwecke der Gebäude, sowie Kfz- und Fahrradstellplätzen sollen diese planungsrechtlich gesichert 
werden. Sonstige kulturelle und sportliche Nutzungen in dem Schulgebäude und den Sporthallen 
sollen für Vereine und Vereinssport ermöglicht werden.  
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Bereits heute sind große Bedarfe von sonstigen kulturellen und sportlichen Nutzungen in dem Schul-
gebäude, sowohl der Hauptstelle in der Seelhorststraße, als auch der Außenstelle an der Lüerstraße 
und der Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums anhand von Belegungsplä-
nen zu erkennen. 

Anforderung und Dimensionierung der Sporthallen 

Die Anforderungen und die Dimensionierungen der Sporthallen für die schulinternen Nutzungen sind 
ebenfalls für sonstige nachschulische Nutzungen geeignet. Die Planung der Räumlichkeiten und 
folglich die unter Punkt 5.3. begründeten überbaubaren Flächen, entsprechend dem städtebaulichen 
Konzept, beziehen sich dabei eindeutig auf das erforderliche Nutzungsprofil der Schulnutzung.  

Die Dimensionierung und Bemessung der Sporthallen beruhen auf dem o.g. Nutzungsprofil des 
Stundenumfanges und der Anzahl der Schüler, welche durch die curricularen Vorgaben und der 
Schulentwicklungsplanung der Landeshauptstadt Hannover festgesetzt werden. Abhängig von den 
vorhandenen Schülerzahlen ergibt sich ein Bedarf von vier Spielfelder für das fünfzügige Gymna-
sium Sophienschule (ohne sportlichen Schwerpunkt). Um im Schulbetrieb Wettkampfsituationen er-
möglichen zu können und den Anforderungen an schulinternen Feierlichkeiten, wie Einschulung 
oder Sportfeste entsprechen zu können, sind Zuschauerplätze (Tribüne o.ä.) vorzusehen.  

Der außerschulischen Nutzung wird nur in dem Maß Raum gelassen, wie die Schule diesen nicht 
benötigt. Die außerschulische Nutzung ist demzufolge der Nutzung der Schule untergeordnet. Dies 
wird im Planvollzug und im Genehmigungsverfahren entsprechend berücksichtigt werden.  

Die außerschulische Nutzung der Sporthallen wurde im Lärmgutachten unter dem Aspekt einer ma-
ximalen Auslastung betrachtet. Die daraus resultierenden Ergebnisse ergeben die in den Hinweisen 
fixierten Nutzungseinschränkungen und gewährleisten im Sinne des Rücksichtnahmegebotes die 
Funktionsfähigkeit der Doppelnutzung (siehe Kapitel 9). Höhere Auslastungen sind weder möglich 
noch gewünscht.  

Sonstige kulturelle Nutzung des Schulgebäudes  

Der Schwerpunkt des Schulprofiles des Gymnasiums Sophienschule liegt in den Fächern Musik, 
Theater und Darstellendes Spiel. Um die musikalische Arbeit zu professionalisieren sowie das mu-
sikalische Tun einzelner Disziplinen und Eignungen sinnvoll zu verzahnen, pflegt das Gymnasium 
unterschiedliche Kooperationen, Kontakte zu umliegenden Musikschulen und Kontakte zu Instru-
mentallehrkräften der Nachbarschaft. So entsteht beispielsweise ein Bedarf zur Nutzung der Räum-
lichkeiten für die Streichakademie, bei der die Schüler*innen des Gymnasiums Instrumentalunter-
richt haben. Ebenso besteht eine enge Kooperation mit der Musikschule der Landeshauptstadt 
Hannover im Bereich der Stimmbildung. Viele der Schüler*innen des Gymnasiums Sophienschule 
nehmen an diesen Unterrichtsangeboten teil.  

Neben diesen schulinternen Nutzungen außerhalb der Schulzeiten liegt der Fokus in Bezug auf die 
sonstigen Nutzungen des Schulgebäudes, entsprechend der musischen und künstlerischen Ausprä-
gung, auf der Nutzung für kulturelle Zwecke.  

Vereine wie der Jazzchor der Musikschule Hannover und Junges Sinfonieorchester Hannover e.V. 
belegen bereits heute zu speziellen Einzelterminen aber auch in periodischer Taktung die Räum-
lichkeiten der Haupt- und Außenstelle des Gymnasiums Sophienschule. Von diesen Vereinen wer-
den Räumlichkeiten wie Aula, allgemeine Unterrichtsräume, Musikräume und Fachräume für Pro-
ben, Musikunterrichte, vereinzelt für interne Konzerte und sonstige musische kulturelle Nutzungen 
benötigt. Die Ausstattung und die Räumlichkeiten sind optimal für eine Doppelnutzung und ermögli-
chen sowohl den Schüler*innen des Gymnasiums Sophienschule als auch Externen bestmögliche 
Rahmenbedingungen. 

Sonstige sportliche Nutzung der Sporthallen  

Neben der sonstigen kulturellen Nutzung des Schulgebäudes ist auch der hohe Bedarf an sonstiger 
sportlicher Nutzung der Sporthallen bereits heute zu erkennen. Die bestehende Einfeld- und Drei-
feldsporthalle im nördlichen Bereich des Geltungsbereiches dient zahlreichen Sportvereinen als 
Trainingsfläche und dem Punktspielbetrieb. Der Neubau der Einfeld- und Dreifeldsporthalle soll ne-
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ben dem Bedarf der Trainingsfläche auch die Möglichkeit von Punktspielen gewährleisten. Ange-
sichts der Vereinslandschaft, sowohl im Stadtteil Zoo als auch allgemein in Hannover, besteht 
Raumbedarf für Nutzungszeiten in Hallen dieser Größenordnung und der Möglichkeiten von Punkt-
spielbetrieben.  

Die Bestandssituation zeigt den Bedarf der Nutzung deutlich auf. Sowohl die Sporthalle der Außen-
stelle des Gymnasiums Sophienschule (Einfeldsporthalle) an der Lüerstraße und die Sportmöglich-
keiten im Hauptgebäudes des Gymnasiums Sophienschule an der Seelhorstraße als auch die Be-
standssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium zeigen anhand der Belegungspläne eine 
maximale Auslastung auf. Die Räumlichkeiten sind unter der Woche grundsätzlich nach der Schul-
zeit, spätestens ab 17:00, voll belegt. Sportvereine wie der Hannoversche Sportverein von 1896 
e.V., der Turn- Klubb zu Hannover, VfB Hannover e.V. und noch einige mehr, nutzen die Räumlich-
keiten.  

Eine planungsrechtliche Sicherung des jetzigen und zukünftigen Bedarfes sonstiger sportlicher Nut-
zung ist von großer Bedeutung für die einzelnen Vereine aber auch für den Stadtteil Zoo im Allge-
meinen. In der gesamtstädtischen Betrachtung führt diese Möglichkeit zusätzlich zu einer Entlastung 
der Kapazitätsengpässe für Nutzungszeiten in Hallen dieser Größenordnung und findet deshalb 
seine Berechtigung als Festsetzung in dem Bebauungsplan.  

Die Nutzungen, die außerhalb der Schulnutzung zulässig sind, wie Sportvereine, Volkshochschule 
o.ä. sind keine gewinnorientierten Nutzungen, sondern dienen vielmehr der Abdeckung der Daseins-
vorsorge. Die Schulentwicklungsplanung der Landeshauptstadt Hannover hat zusätzlich entschie-
den, dass Schulsporthallen auch für eine - im Regelfall nachschulische - Vereinsnutzung sowie am 
Wochenende für den Punktspielbetrieb zu öffnen sind. Folglich werden Dreifeldhallen in der Lan-
deshauptstadt Hannover grundsätzlich mit einer Tribüne für 280 Sitzplätze errichtet. Zur Gewähr-
leistung der erforderlichen Rücksichtnahme auf die angrenzende Wohnbebauung sind den sonsti-
gen Nutzungen Grenzen gesetzt. Ein Lärmgutachten liegt vor. Entsprechende Ergebnisse werden 
im Kapitel 9 dargestellt und erläutert.  

5.2  Maß der baulichen Nutzung 

Aufgrund unterschiedlicher Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung unterteilt sich das Plange-
biet in zwei Bereiche. Ein nördlicher Bereich, auf dem die Nutzungen der Sportgebäude, sowohl die 
Neubausporthalle als auch die Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums, und 
ein südlicher Bereich, auf dem die Nutzung des Schulgebäudes erfolgen wird. 

Vollgeschosse/Gebäudehöhen 

Zum städtebaulichen Ziel gehört es, die Bebauung hinsichtlich der Höhe und Geschossigkeit an die 
vorhandenen Strukturen und Umgebung anzupassen und in ein harmonisches Verhältnis zu setzten.  

Entsprechend des aus dem ÖPP- Verfahren resultierenden städtebaulichen Konzeptes wird im süd-
lichen Bereich des Plangebietes der Schulkomplex mit einer maximalen Höhe der baulichen Anlagen 
von 13,00 m (67,8 m üNN) über der Bürgersteiganschlusshöhe (54,8 m üNN) und einem Höchstmaß 
von drei Geschossen festgesetzt. Gemäß der Gebäudehöhen in der Lüerstraße mit OK First ca. 
14,70 m (69,5 m üNN) orientiert sich der Neubau damit an den bestehenden Strukturen.  

 

Abbildung 6: Schematischer Schnitt der Höhenentwicklung o.M. / Quelle: LHH 
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Die Kombination aus maximaler Gebäudehöhe und Höchstmaß der Geschosse bietet Spielraum für 
die Ausbildung der jeweiligen Geschosse, die aufgrund des besonderen Bedarfes an Konstruktions-
höhen in Schulen schwanken können und gewährleistet gleichsam mit der maximalen Höhe die 
Orientierung an bestehenden Strukturen.  

Im nördlichen Bereich des Plangebietes werden die Sporthallen, sowohl der neue Sporthallenkom-
plex als auch die Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium, mit einer maxima-
len Höhe von 11,00 m ü. BAH (OK 65,8 üNN) festgesetzt. Aufgrund der besonderen Nutzung ist ein 
Höchstmaß an Geschossen hier nicht notwendig. Die Bestandssporthalle hat derzeit eine Höhe von 
ca. 9,60 m und wird mit dieser Festsetzung in ihrer bereits vorhandenen Höhe gesichert.  

Die Kombination aus den festgesetzten maximalen Gebäudehöhen und den festgesetzten Vollge-
schossen gewährleistet eine entsprechende Maßstäblichkeit in Bezug auf die umliegende Bebau-
ung. In Verbindung mit den Baugrenzen (siehe Kapitel 5.3.) und den daraus resultierenden ausrei-
chenden Abständen wird eine angemessene Verträglichkeit gesichert  

Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die Höhe der Nebenanlage (Fußweg) am Gebäude der Lüer-
straße 40, unmittelbar östlich des Plangebietes (54,8 m ü.NN). 

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (Höchstmaß der baulichen Anlagen) können durch 
technisch erforderliche Aufbauten, wie z.B. Oberlichter für Treppenhäuser, Aufbauten für Aufzüge, 
Lüftungsanlagen u.ä., um bis zu 2,50 m überschritten werden. Die Aufbauten müssen dabei an der 
Lüerstraße mindestens 9 m und zu den übrigen öffentlich wirksamen Straßenverkehrsflächen, um 
mind. 2,50 m von der Gebäudekante zurückversetzt werden. Bei Solarwärme- oder Photovoltaikan-
lagen gilt, dass der Abstand zum Dachrand mindestens der Höhe der Anlagen entsprechen muss, 
ggf. kann dies zu einer Unterschreitung des genannten Mindestabstandes von 2,50 m kommen. Die 
Aufbauten, mit Ausnahme der Solarwärme- und Photovoltaikanlagen, sind umlaufend mit einer 
Sichtschutzwand zu errichten. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Aufbauten optisch nicht zu 
sehr ins Gewicht fallen und die Anmutung der Gebäudekörper stören könnten, insbesondere aus 
den Obergschossen an der Lüerstraße.  

Aufgrund des besonderen Nutzungs- und Gebäudeanspruch von Schulen und Sporthallen, sind im 
Plangebiet nur Dächer mit max. 20° Dachneigung zulässig. Dies gewährleistet ein kostensparendes 
und klimagerechtes A/V- Verhältnis und ermöglicht die maximale Ausnutzung des Innenraumes. 

In direkter Nachbarschaft ist keine einheitliche Dachlandschaft vorzufinden. Sowohl Bauten mit Sat-
teldächern, beispielsweise in der Lüerstraße, als auch Flachdachbauten, beispielsweise das Park-
haus des Hannover Congess Centrums (HCC) oder die Bebauung an der Mars- la- Tour- Straße, 
weisen eine große Vielfalt aus.  

Auch bei voller Ausnutzung der festgesetzten maximalen Gebäudehöhen einschließlich der Aufbau-
ten werden die Abstandsvorschriften gemäß § 6 NBauO eingehalten.  

Grundflächenzahl/Geschossflächenzahl 

Die Grundflächenzahl (GRZ), nach der sich der Grad der zulässigen Versiegelung des Grundstückes 
bemisst, wird für die Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Schule im nördlich Bereich mit 
0,4 und im südlichen Bereich mit 0,5 festgesetzt. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
leiten sich aus den Anforderungen für den Flächenbedarf der Neubausporthalle und der Bestands-
sporthalle im nördlichen Bereich bzw. des Schulgebäudes im südlichen Bereich des Plangebietes 
ab. Mit dieser Festsetzung orientiert sich der Neubau an der Baudichte der umliegenden Umgebung. 

Auch wenn die BauNVO keine Regelung für das Maß der baulichen Nutzung für Flächen für Ge-
meinbedarf trifft, so gelten die in § 17 Abs. 1 BauNVO genannten Obergrenzen als Orientierungs-
werte.  

Das Plangebiet ist vergleichbar mit einem sonstigen Sondergebiet. Die hierfür in der BauNVO fest-
gesetzten Obergrenzen der GRZ beträgt 0,8. Die vorige Schulbebauung wies eine GRZ von ca. 0,2 
inklusive der Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums aus.  
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Damit sich das Maß der baulichen Nutzung in das städtebauliche Umfeld einfügt, wird die Grundflä-
chenzahl der bestehenden Bebauung herangezogen. Diese ist in dem rechtgültigen Bebauungsplan 
1251 als reines Wohngebiet nicht explizit festgesetzt, orientiert sich jedoch in der tatsächlich vor-
handenen Bebauung an der Regelung der Obergrenzen der BauNVO mit 0,4. Die Bebauung an der 
Lüerstraße weist beispielsweise eine GRZ im Bereich von ca. 0,4 auf.  

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche der in § 19 Abs. 4 S.1 BauNVO (sog. GRZ II) 
genannten Anlagen um 50% von Hundert, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 
im Sinne des § 19 Abs. 4, Satz 2 BauNVO überschritten werden. Im nördlich Bereich des Geltungs-
bereiches ist, wie oben beschrieben, eine GRZ von 0,4 und im südlichen Bereich eine GRZ von 0,5 
festgesetzt. Entsprechend der zulässigen Überschreitung gemäß der in §19 Abs. 4 S. 1 BauNVO 
bezeichneten Anlagen -bis zu 50% von Hundert- ergibt dies eine zulässige Grundflächenzahl von 
0,6 (0,4 plus 50%) und 0,75 (0,5 plus 50%). Um die geplante Nutzung und deren Flächenbedarf, 
insbesondere für die befestigten Schulhofflächen und sonstige Außenanlagen, zu ermöglichen, wird 
die maximal zu versiegelnde Grundfläche, durch die in §19 Abs. 4 S.1 BauNVO genannten Anlagen, 
mit einer Erweiterung der zulässigen Grundflächenzahlt von 06, bzw. 0,75 auf 0,8 festgesetzt.  

Der Flächenanspruch eines Schulgebäudes entspricht selten dem eines Standardbauwerks, son-
dern ist immer verbunden mit einem hohen individuellen Anspruch. Aufgrund dessen wird bei dem 
Maß der baulichen Nutzung auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl verzichtet.  

5.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Flächen werden durch Baugrenzen begrenzt und orientieren sich, sowohl die 
Baugrenzen der Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums als auch die des 
neuen Schulkomplexes, am vorliegenden städtebaulichen Konzept und deren Anforderungen an das 
Schul- und Nutzungsprofil des Gymnasiums Sophienschule (siehe Ausführungen in Kapitel 5.1 Art 
der baulichen Nutzung).  

Mit der Ausweisung der überbaubaren Grundstücksfläche soll ein Rahmen geschaffen werden, der 
ggf. auf sich ändernde Rahmenbedingungen und Bedürfnisse der Schule in Gebäude- und Grund-
risszuschnitten in einem geringfügigen Spielraum reagieren kann und zugleich eine Gliederung bzw. 
Gestaltung der Freiflächen ermöglicht.   

Das Abrücken der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche von der Grundstücksgrenze ge-
währleistet eine räumliche Distanz zur vorhandenen Bebauung an der Lüerstraße. Bedingt durch 
den Verlauf der Grundstücksgrenze am östlichen Rand des Plangebietes erweitert sich der Abstand 
von ca. 10m ab der südöstlichen Grenze (Ecke Schackstraße/ Lüerstraße) nördlich zunehmend bis 
hin zu ca. 20m (Höhe Lüerstraße 26). Folglich sichert die Festsetzung einen verträglichen und aus-
reichenden Abstand zu der östlich vorhandenen Wohnbebauung.  

Die Festsetzung einer Bauweise ist im Plangebiet nicht erforderlich, da die geplanten Baukörper 
durch die festgesetzten überbaubaren Flächen und die Baugrenzen ausreichend definiert sind.  

Öffentlicher Bolzplatz 

An der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches, unmittelbar angrenzend an den öffentlichen Grün-
zug und westlich der Bestandssporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums positioniert sich 
ein öffentlicher Bolzplatz, der auch durch die Schulen genutzt werden kann.  

Öffentlich zugängliche Bolzplätze sind im Zooviertel, aber auch allgemein in der Landeshauptstadt 
Hannover, unterrepräsentiert. Entsprechend der Verordnung über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung (SOG- VO) bzw. der Spielplatzsatzung können in der Landeshauptstadt Hannover Bolzplätze 
von 07:00 bis 20:00 Uhr genutzt werden.  

Die Kombination mit dem direkt anschließenden Grünzug ermöglicht eine bestmögliche Erweiterung 
der öffentlichen Grün- und Spielplatzfläche und folglich eine Steigerung der Nutzungs- und Aufent-
haltsqualität. Des Weiteren entspricht auch die geplante Doppelnutzung dem Grundgedanken des 
sparsamen Umganges mit Grund und Boden und somit einem nachhaltigen Umgang mit vorhande-
nen Ressourcen. Die Gewährleistung der erforderlichen Rücksichtnahme auf die Wohnbebauung 
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wurde im Rahmen des Lärmschutzgutachtens geprüft. Es sind keine Einschränkungen erforderlich 
(s. auch Kapitel 9. Lärmschutz). 

5.4 Kfz- Stellplätze  

Die bauordnungsrechtlich erforderlichen Pkw- Stellplätze für das Vorhaben sind auf zwei begrenzten 
Flächen zulässig. Ziel ist es, den Ziel- und Quellverkehr in dem umliegenden Wohngebiet aus Grün-
den der Wohnruhe zu begrenzen bzw. durch Steuerung der anfallenden Verkehrsströme die Lärm-
immissionen zu reduzieren. Außerhalb der festgesetzten Fläche sind Stellplätze und Garagen somit 
unzulässig. 

Entsprechend dem städtebaulichen Konzept sind die Stellplätze für PKW gemäß der Niedersächsi-
schen Bauordnung für die Nutzung der Schule berechnet und nachgewiesen. Für das Gymnasium 
Sophienschule werden insgesamt 71 Kfz. Einstellplätze benötigt. Für die Hallennutzung der Drei-
feldsporthalle werden 46 Kfz- Einstellplätze benötigt. Der Bedarf orientiert sich folglich an dem der 
Schulnutzung.   

Die Kfz- Stellplatzfläche an der Schackstraße bietet Platz für 10 Pkw‘s. Sie liegt in direkter Verbin-
dung zum Haupteingang. Eine weitere Fläche für Kfz- Stellplätze ist im direktem Bezug zur Einfeld- 
und Dreifeldsporthalle positioniert und wird über die Lüerstraße erschlossen. Auf dieser Fläche kann 
ein Nachweis für 53 PKW erfolgen (acht Kfz- Stellplätze sollen entsprechend des Bauantrages ab-
gelöst werden). 

Da die Ermittlung für den Stellplatzbedarf der Schule, welcher sich aus der Schülerschaft ergibt, 
höher liegt als der der sonstigen kulturellen und sportlichen Nutzung, und die Nutzung der Flächen 
nacheinander und nicht parallel stattfinden werden, muss für die sonstige kulturelle und sportliche 
Nutzung kein weiterer Nachweis geführt werden.  

Die Stellplatzanlage an der Lüerstraße soll zur Sicherung der Wohnruhe in der Nutzung bis 22:00 
Uhr beschränkt werden. Weitere Ausführung siehe dazu Kapitel 9. Lärmschutz. 

5.5 Fahrrad- Einstellplätze  

Die Berechnung der Anzahl der erforderlichen Fahrradabstellplätze erfolgt nach NBauO und Verfah-
renshinweis der Landeshauptstadt Hannover. Entsprechend des städtebaulichen Entwurfes und 
nach Angaben der Schulverwaltung des Gymnasiums Sophienschule wird von einer Schülerzahl 
von ca. 1370 Schüler*innen ausgegangen. Für die Schulnutzung des Gymnasiums Sophienschule 
sollen entsprechen der NBauO 274 Fahrradeinstellplätze vorhanden sein. Für die Hallennutzung der 
Dreifeldsporthalle werden 46 Fahrradeinstellplätze benötigt.  

Für die Unterbringung der Fahrradstellplätze soll es, entsprechend des städtebaulichen Entwurfes 
und in unmittelbarer Nähe zu den Pkw- Stellplätzen, zwei Fahrradabstellflächen geben. Mit direkten 
Bezug zu dem Haupteingang an der Schackstraße soll eine überdachte Stellplatzanlage für ca. 260 
Fahrräder errichtet werden. Weitere ca. 420 Fahrradeinstellplätze sollen an der Lüerstraße, orien-
tierend zu der Sporthalle, realisiert werden. Die Summe von insgesamt ca. 680 Fahrradeinstellplät-
zen übersteigt bei Weitem die der erforderlichen Anzahl nach NBauO und trägt zu einem umwelt-
freundlichen Umgang zukunftsorientierter Mobilität bei.  

6.0  Verkehr 

6.1 Verkehrliche Erschließung des Plangebietes durch KFZ-Verkehr 

Das Plangebiet und folglich der Schulstandort liegt im nachgeordneten Straßennetz des Stadtteils 
Zoo. Es wird im Norden von der Seelhorststraße und der Zeppelinstraße, im Osten von der Lüer-
straße, im Westen von der Gneisenaustraße und im Süden von der Schackstraße erschlossen. 
Diese Straßen haben für den Stadtteil im Wesentlichen eine Erschließungsfunktion. Die Schack-
straße stellt zusätzlich zusammen mit der Plathnerstraße die Verbindung zwischen Theodor- Heuss- 
Platz und dem Braunschweiger Platz her (Vorbehaltsnetz – pink dargestellt).  
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Die Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz erfolgt über das Hauptverkehrsnetz im Norden über 
die Fritz- Behrens- Allee, im Osten über die Clausewitzstraße und im Süden über die Hans- Böckler- 
Allee, wobei die Haupterschließung über die Clausewitzstraße erfolgt (Hauptverkehrsstraßen – blau 
dargestellt).  

Die Haupterschließung für die Schüler*innen des Gymnasiums Sophienschule erfolgt über die 
Schackstraße, wohin auch der Haupteingang ausgerichtet ist. 

 

Abbildung 7: Hauptverkehrsstraßennetz, Hannover Zooviertel - o.M. / Quelle: GeoAss, LHH 

6.2 Verkehrliche Erschließung des Plangebietes durch den öffentlichen                              
Personennahverkehr (ÖPNV) 

Das Plangebiet ist sowohl durch die Stadtbahn als auch durch städtische Buslinien angebunden. 
Die Stadtbahnhaltestelle Hannover Congress Zentrum (Stadtbahn Linie 11) befindet sich in fußläu-
figer Entfernung von ca. 450 m als direkt anschließende Haltstelle. Zusätzliche Anbindung erfolgt 
durch die Stadtbahnhaltstelle Braunschweiger Platz (Stadtbahn Linien 4, 5, 6, 11 und 16) mit einer 
Entfernung von ca. 660m. Diese kann sowohl fußläufig als auch durch den direkt anbindenden Bus-
verkehr überwunden werden.  

Des Weiteren erfolgt eine direkte Anbindung der Schule durch die Haltestelle „Gneisenaustraße“ an 
der Schackstraße, Ecke Lüerstraße durch die Buslinien 128 (Nordring – Peiner Straße, u.a. über die 
Voßstraße) und 134 (Nordring -  Peiner Straße, u.a. über die Celler Straße). Schulbushaltestellen 
gibt es zusätzlich westlich des Haupteingangs des Kaiser- Wilhelm und Ratsgymnasiums an der 
Seelhorststraße und an der Lüerstraße.  

Vorbehaltsnetz  

Hauptverkehrsstraßen  
Plangebiet  
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Die Haltestelle verbleibt unmittelbar vor dem Schulgrundstück in der Schackstraße. Eine genauere 
Positionierung bzw. eine notwendige Umplanung ist in weiteren Schritten zu prüfen, jedoch nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

   

Abbildung 8: Verkehrsnetz ÖPNV o.M. / Quelle: GeoAss, LHH 

6.3 Verkehrliche Erschließung des Plangebietes durch Rad- und Fußverkehr 

Eine wichtige Wegebeziehung für den Rad- und Fußverkehr ist die Verbindung zwischen der Stadt-
bahnhaltestelle Hannover Congress Centrum am Theodor- Heuss- Platz über den gemeinsamen 
Geh- und Radweg auf der Südseite der Zeppelinstraße. Eine Verlängerung dieser Verbindung er-
folgt über den nördlich des Plangebietes verlaufenden öffentlichen Grünzug zwischen dem Kaiser- 
Wilhelm- und Ratsgymnasiums und dem Neubau des Gymnasiums Sophienschule.  

Entlang der Schackstraße und der Lüerstraße gib es nur Gehwege. Der Radverkehr wird auf der 
Fahrbahn geführt.  

6.4 Verkehrsbeobachtung / Verkehrliche Bestandsituation  

Zur Erfassung der aktuellen Verkehrsbelastung im Standortumfeld des Zooviertels, wurde die PGT 
Umwelt und Verkehr GmbH von der Landeshauptstadt Hannover beauftragt, Verkehrserhebungen 
zur Schaffung von Grundlagendaten für eine Verkehrsuntersuchung zum Neubau der Sophien-
schule (siehe Kapitel 10, Nr. 1) durchzuführen. Die Verkehrsuntersuchung wird im Folgenden in 
Auszügen dargestellt.  

Begleitendend zu den durchgeführten Verkehrserhebungen an fünf Knotenpunkten am Donnerstag 
den 30.08.2018 wurden Verkehrsbeobachtungen zum Verkehrsablauf (…) an der Außenstelle des 
Gymnasiums Sophienschule, Lüerstraße (am Donnerstag, dem 30.08.2018) zum Schulanfang (zur 
1. Schulstunde um 8.00 Uhr) und zum Schulende (die 6. Stunde endet um 13.20 Uhr und die 8. 
Stunde um 15.30 Uhr) durchgeführt. 
 
Ziel der Verkehrsbeobachtungen war eine Bewertung des Verkehrsablaufes in Bezug v.a. auf:  

- das Parkverhalten im Kfz- und Radverkehr, 
- die Quantifizierung der Nutzung von Zu- und Ausgängen der Schulgebäude bzw. der Schul-

gelände, 
- genutzte Hauptrouten des Fuß- und Radverkehrs im Zu- und Weggang, 
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- die Lage der Haltestellen des ÖPNV bzw. der Schulbusse und Nutzung durch den Schulver-
kehr, 

- Querungssituationen im Verlauf der (…) Lüerstraße und der Schackstraße an der Außen-
stelle, 

- Umfang der Bring- und Holverkehres, Fahrtrichtung und Haltepunkte (Problematik „Eltern-
taxi“), 

- Erkennen von verkehrlichen Konfliktsituationen und Gefahrenstellen. 

Im Ergebnis zu den Erhebungen und Beobachtungen zur Verkehrsmittelwahl kann davon ausge-
gangen werden, dass die Schüler*innen der Sophienschule auf ihrem Schulweg überwiegend den 
Bus nutzen: 

- 46 – 51 % fahren mit dem Bus 
- 15 – 20 % gehe zu Fuß 
- 26 – 30 % fahren mit dem Rad 
-   4 –   8 % werden mit dem Auto gebracht (Bringverkehr) 
-   2 –   5 % werden mit dem Auto abgeholt (Holverkehr) 

Es wurden 24 Schüler*innen zum Schulbeginn mit dem Auto gebracht. Die Bring- und Holverkehre 
treten vor allem an der Nordseite der Schackstraße im Bereich des geplanten Haupteinganges und 
in der Lüerstraße, stärker auf der Westseite, mittig des Plangebietes in Erscheinung.  

Die im Rahmen der Verkehrserhebung (am Donnerstag, den 30.08.2018) erfassten gegenwärtigen 
achtstündigen Verkehrsmengen wurden pauschal auf 24 h-Werte hochgerechnet.  
 
Die höchste Verkehrsbelastung weist die Schackstraße, in Ost-West-Richtung von ca. 6.000 Kfz/24h 
auf ca. 7.500 Kfz/24 h zunehmend, auf. Mit Ausnahme der Kaiserallee mit einer Belastung von ca. 
2.750 Kfz/24 h nördlich des Schulstandortes, haben alle anderen Straßenzüge in der Tempo 30-
Zone Verkehrsbelastungen, die unter 2.500 Kfz/24 h liegen. Die Lüerstraße weist dabei die 
niedrigsten Werte auf und hat im Abschnitt zwischen Schackstraße und Zeppelinstraße 
Verkehrsmengen zwischen 800 und 900 Kfz/24 h. 
 
Die höchste spitzenstündliche Belastung trat in der Schackstraße nachmittags, mit ca. 600 Kfz/ h 
und in der Lüerstraße vormittags mit ca. 80 Kfz/ h auf. 
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Abbildung 9: aktuelle Verkehrsmenge im Standortumfeld – o.M. / Quelle: Verkehrsuntersuchung – PGT  

6.5 Verkehrsprognose  

Schulverkehr 
Durch den Ganztagsbetrieb des Gymnasiums Sophienschule entsteht ein Versorgungsverkehr für 
Schulküche und Müllentsorgung von: 3 Lkw täglich, 2 Lkw pro Woche, 2 Lkw pro 14- tägig und 1 
Lkw pro Monat. Als mittleren Wert setzt das Gutachten 5 Kfz/Tag und Richtung an. 
 
Es ist mit 125 Lehrkräften in dem Neubau auszugehen. Unter den im Verkehrsgutachten angenom-
menen Annahmen wird zukünftig von ca. 25 Kfz/ Tag und Richtung für den vormittäglichen Schul-
betrieb und ca. 10 Kfz/ Tag und Richtung für den nachmittäglichen Schulbetrieb und schulischer 
Sporthallennutzung ausgegangen, die auf dem Sporthallenparkplatz parken, sowie von ca. 10 
Kfz/Tag und Richtung, die den Lehrerparkplatz an der Schackstraße nutzen. 

Bei einer gymnasialen Oberstufe ist damit zu rechnen, dass auch ein Teil der Schüler*innen selbst 
mit dem Kfz zur Schule kommen. So geht das Gutachten für den Jahrgang 12 von einem Verkehrs-
aufkommen von ca. 5 Kfz/ Tag und Richtung, für den Jahrgang 13 von einem Verkehrsaufkommen 
von ca. 20 Kfz/ Tag und Richtung und für den nachmittäglichen Schulbetrieb und schulischer Sport-
hallennutzung von ca. 10 Kfz/ Tag und Richtung aus.  

An dem Neubau der geplanten Einfeld- und Dreifeldsporthalle wird ein Parkplatz mit 53 Stellplät-
zen entstehen. Während der Schulzeit ist dort mit einem Neuverkehrsaufkommen durch Lehrer von 
ca. 35 Kfz/Tag und Richtung und durch Schüler von ca. 35 Kfz/Tag und Richtung zu rechnen. Dies 
entspricht in etwa einem 1,3-fachen Umschlag pro Stellplatz während der Schulzeit. 

Bezüglich des Bring- und Holverkehres wird in dem Gutachten von einem 6%-Anteil durch Bring-
fahrten und von einem 4%-Anteil durch Holfahrten ausgegangen. Dies sind ca. 80 Kfz/Tag und Rich-
tung durch Bringverkehre und ca. 55 Kfz/Tag und Richtung durch Holverkehre. Es wird davon aus-
gegangen, dass 100 Fahrten vor dem Haupteingang an der Schackstraße und 35 Fahrten an der 
Lüerstraße abgewickelt werden. 
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Verkehre durch Nutzung für sonstige kulturelle und sportliche Zwecke 
Die sonstige Nutzung der Dreifeld-/Einfeld-Sporthalle findet an Schultagen zwischen 16:00 bis 22:00 
Uhr und am Wochenende, v.a. außerhalb der Schulferien 

- samstags zwischen 10:00 bis 22:00 Uhr (6 Sporteinheiten) 
- sonntags zwischen 08:00 bis 20:00 Uhr (6 Sporteinheiten) 

durch Vereinssport mit Trainings- und Punktspielbetrieb statt. 

Ausgehend von drei Trainingseinheiten (jeweils zweistündig) pro Spielfeld an Schultagen, von 10 
bis 15 Spieler pro Verein ergeben sich, wenn jeder zweite Spieler mit dem Kfz kommt, 20 bis 30 Kfz 
pro Trainingseinheit bzw. pro zwei Übungsstunden.  
Für insgesamt drei Trainingseinheiten zwischen 16:00 und 22:00 Uhr errechnet sich ein Verkehrs-
aufkommen von 60 bis 90 Kfz/Tag und Richtung. Bei sechs Trainings- und/ oder Punktspieleinheiten 
an den Wochenendtagen (Samstag bzw. Sonntag) verdoppelt sich dieser Wert auf 120 bis 180 
Kfz/Tag und Richtung. Es werden Werte, die zwischen dem Mittel- und dem Maximalwert liegen, als 
realistisch angenommen und für die weitere Betrachtung zugrunde gelegt. Danach ist von einem 
Verkehrsaufkommen bei drei Trainingseinheiten an Schultagen von ca. 80 Kfz/ Tag und Richtung 
und bei sechs Trainings- und/ oder Punktspieleinheiten an den Wochenendtagen von ca. 160 Kfz/ 
Tag und Richtung durch die Sportler auszugehen. 

Die Dreifeld-Sporthalle verfügt zudem über eine Tribüne mit 280 Sitzplätzen. Es wird davon 
ausgegangen, dass diese durchschnittlich zu einem Viertel belegt ist.  

Entsprechend dem Gutachten ergibt sich bei einem mittleren MIV-Anteil und Pkw-Besetzungsgrad 
durch Besucher pro 2-stündiger Sporteinheit ein Verkehrsaufkommen von 20 Kfz/2 h bei Trainings-
spielbetrieb und von 30 Kfz/ 2h bei Punktspielbetrieb. In der Summe sind es z.B. an Schultagen bei 
drei Trainingseinheiten ca. 60 Kfz/Tag und Richtung, bei sechs Punktspieleinheiten am Tag sind es 
ca. 180 Kfz/Tag und Richtung. 

Zusammenfassend ergeben sich für den Parkplatz auf dem Schulgrundstück an der Sporthalle 
(Lüerstraße) folgende Verkehrsaufkommen: 

 

 Wochentags 

(Montag – Freitag) 

 

Wochenende 

(Samstag – Sonntag) 

Schulzeit 
 
07:00 – 16:00 Uhr  

Sonstig genutzte 
Zeit  

16:00 – 22:00 Uhr  

Sonstig genutzte Zeit  
 
Sa: 10:00 – 22:00 Uhr 
So: 08:00 – 20:00 Uhr 

 
Schulverkehr 

Lehrkräfte/ 
Schulangestellte 

35 Kfz / 8h ----- ----- 

Schüler*innen 
Oberstufe 

35 Kfz / 8h ----- ----- 

Verkehre durch 

Sonstige kultu-
relle und sportli-
che Zwecke  

 

Sportler 

(Vereine) 

----- 80 Kfz/ 6h 

(60 – 90 Kfz/ 6h) 

160 Kfz/ 12h 

(120 – 180 Kfz/ 12h) 

Zuschauer 
Schulgebäude 

 

----- 30 Kfz/ 3 h ----- 

Zuschauer 
Sporthalle 

 

----- 60 Kfz/ 6h 180 Kfz/ 12 h 

Summe 70 Kfz/ 8h  170 Kfz / 6h  340 Kfz / 12 h 

Tabelle 1: Verkehrsaufkommen Parkplatz an der Lüerstraße 
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Damit gibt es an einem Schultag zwischen ca. 07.00 und 22.00 Uhr auf dem Parkplatz 480 
Fahrzeugbewegungen, jeweils 240 Kfz/Schultag in der Zu- und in der Ausfahrt. An einem 
Wochenendtag sind es rund 200 Fahrzeugbewegungen mehr. Am Wochenende findet in der Regel 
keine sonstige kulturelle Nutzung statt. Durch die durchgehende Auslastung der Sporthalle am 
Wochenende mit außerschulischer sportlicher Nutzung (Trainings-/Punktspielbetrieb) bzw. der 
damit verbundenen Inanspruchnahme der Stellplatzanlage an der Sporthalle ist eine sonstige 
kulturelle Nutzung des Schulgebäudes an Wochenenden nicht bzw. nur eingeschränkt möglich. In 
Sonderfällen ist eine Abstimmung mit der Sporthallennutzung erforderlich. 
Bei gleichzeitigen sonstigen kulturellen und sportlichen Nutzungen im Schulgebäude und in der 
Sporthalle ist sicherzustellen, dass es bei publikumsintensiven Nutzungen zu keiner 
Überschneidung kommt, um eine konkurrierende Stellplatznachfrage auszuschließen. An 
Schultagen reichen normalerweise die Parkplatzkapazitäten für Sportler und Zuschauer sowohl für 
die sonstige sportliche Nutzung in der Sporthalle, wie auch für gelegentlich stattfindende, sonstige 
kulturelle Nutzungen im Schulgebäude aus. 
 
In der Abbildung 10 sind die Ergebnisse der Verkehrsprognose grafisch dargestellt und die 
Zuwächse durch die angenommenen Neuverkehre im angrenzenden Straßennetz verteilt. Auf dieser 
Grundlage ergeben sich die in der Abbildung 11 dargestellten Prognoseverkehrsmengen im Bereich 
des Schulstandortes. 
 

 

Abbildung 10: Verkehrsprognose Sophienschule wochentags [Kfz/24 h (SV/24 h], o.M., Quelle: Verkehrsuntersuchung – 
PGT 

6.6 Fazit 

Der Bereich zwischen der Lüerstraße im Osten und der Gneisenaustraße im Westen, sowie der 
Seelhorststraße im Norden und der Schackstraße im Süden, der bereits heute als Schulstandort 
(Kaiser Wilhelm- und Ratsgymnasium und Außenstelle Gymnasium Sophienschule) im Stadtteil Zoo 
genutzt wird, ist aus verkehrlicher Sicht auch für eine Schulerweiterung geeignet. Der Standort ist 
über die Kaiserallee, die Zeppelin- und die Schackstraße in drei Richtungen an das städtische 
Hauptverkehrsstraßennetz unmittelbar angebunden. Auch ist mit der Stadtbahnhaltestelle 
„Hannover Congress Centrum“ am Theodor-Heuss-Platz, der Bushaltestelle „Gneisenaustraße“ in 
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der Schackstraße sowie der Bushaltestelle „Kaiserallee“ in der Hindenburgstraße eine gute 
Erschließung durch den öffentlichen Verkehr gegeben. Die genannten Haltestellen liegen in 
fußläufiger Entfernung und die Zuwegungen für den Fuß- und Radverkehr sind an den 
Hauptquerungsstellen gesichert. 
 
Da die Verkehrsbelastungen heute im angrenzenden Straßennetz mit ca. 6.000 bis 7.500 Kfz/24 h 
im Vorbehaltsnetz der Schackstraße und mit ca. 800 bis 2.200 Kfz/24 h im nachgeordneten 
Straßennetz (Tempo 30-Zone) relativ gering sind, werden sich die Zuwächse durch den Neubau des 
Gymnasiums Sophienschule und einer höheren Anzahl von Schülerinnen und Schülern 
straßenabschnittsweise mit ca. 100 bis 330 Kfz/ 24 h moderat auswirken. 
 

 
 
Abbildung 11: Verkehrsprognose Sophienschule (DTV-Werte) [Kfz/24 h (SV/24 h)], o.M./ Quelle: Verkehrsuntersuchung – 

PGT 
 

Der Neubau des Gymnasiums Sophienschule löst eine Veränderung der Standortsituation aus. Auch 
wenn die öffentliche Verkehrsfläche nicht Bestandteil des Geltungsbereiches und somit nicht des 
Bebauungsplanverfahrens ist sollten bzw. werden in weiteren Verfahrensschritten Anpassungen der 
Verkehrssituation beachtet. Solche Anpassungen bzw. Lösungsansätze beziehen sich vor allem auf 
die Verkehrssicherheit der Schüler*innen.  

Einige Vorschläge des Gutachtens sind wie folgt: 

1) Prüfung inwieweit eine Verlegung der Bushaltestelle vor den Haupteingang sinnvoll ist und 
Prüfung der Notwendigkeit der Beibehaltung der vorhandenen Schulbushaltestelle in der 
Lüerstraße und bei Bedarf Verlegung. 

2) Schaffung von Haltebereichszonen für Hol- und Bringverkehre der Sophienschule an der 
Schackstraße  

3) Prüfung einer zusätzlichen Querungshilfe am östlichen Knotenarm des Knotenpunktes 
„Gneisenaustraße / Schackstraße“ über die Schackstraße als Schulwegsicherungsmaß-
nahme  
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4) Nach der neuen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung kann eine Umsetzung 
von Streckentempo 30 km/h vor sensiblen Einrichtungen wie Kindergärten, Schulen, (…)  
erfolgen. Mit dem geplanten Haupteingang der Sophienschule an der Schackstraße ist auch 
dort die Einrichtung eines Abschnittes mit Streckentempo 30 km/h zu empfehlen. (…)  

Stellungnahme der Landeshauptstadt Hannover: 

Die Landeshauptstadt Hannover schließt sich den Ausführungen und Ergebnissen des Gutachtens 
an. Zu den im Gutachten genannten Vorschlägen verhält sich die Landeshauptstadt Hannover wie 
folgt:  

zu 1) Gemäß dem Beschluss (Drucksache 15-0347/2019) des Bezirksrates Mitte vom 25.03 2019 
ist sowohl die Verlegung der Linienbushaltestelle näher an den geplanten Schuleingang in 
der Schackstraße als auch die Zusammenlegung mit der Schulbushaltestelle aus der Lüer-
straße in die Schackstraße geplant. 
 

zu 2) Gemäß der Planung des Fachbereichs Tiefbau der Landeshauptstadt Hannover wird ein Be-
reich für den Bring- und Holverkehr in der Lüerstraße untersagt. Entsprechend dienen die 
Flächen der öffentlichen Stellplatznutzung. Eine zusätzliche Verkehrsbelastung wird somit 
für die Lüerstraße ausgeschlossen. Bereiche für den Bring- und Holverkehr werden in der 
Schackstraße, in unmittelbarer Nähe des Haupteinganges, in der Planung berücksichtigt.  
 

zu 3) An den Einmündungen der Lüerstraße und der Gneisenaustraße plant der Fachbereich Tief-
bau der Landeshauptstadt Hannover die Fahrgasse der Schackstraße durch Vorziehen der 
Fahrbahnränder bis auf 6,5 m einzuengen, so dass die Querung erleichtert wird und Que-
rungswillige an den neuen Fahrbahnrändern vom fließenden motorisierten Individualverkehr 
(MIV) besser gesehen werden können. Die Nebenfahrbahnen Lüerstraße und Gneisenau-
straße werden über Aufpflasterungen angeschlossen, um die Wartepflicht der Kfz’s gegen-
über querenden Fußgängern zu unterstreichen und die Geschwindigkeiten in den Neben-
straßen zu reduzieren. 
 
In unmittelbarer Nähe des Haupteinganges ist in der Schackstraße eine Querungshilfe in 
Formeiner Mittelinsel geplant, an die auch beide Bushaltestellen verlegt werden (Stand 
24.09.2019). Zur Bevorrechtigung der Querenden wird ein zusätzlicher Fußgängerweg vor-
gesehen. Es wird keine Lichtsignalanlage vorgesehen. Entsprechende Planungen werden 
bereits erarbeitet und notwendige Abstimmungen vorgenommen.  
 

zu 4) Bereichsweise wird geplant, einschließlich der Knotenpunkte Gneisenaustraße und Lüer-
straße, die Höchstgeschwindigkeit zwischen 06:00 Uhr und 22:00 Uhr in der Schackstraße 
auf 30 km/h zu beschränken. Notwendige Abstimmungen mit der Straßenverkehrsbehörde 
erfolgen bereits.  
 

7.0  Ver- und Entsorgung  

Für das Plangebiet stellen sich die Rahmenbedingungen für die Ver- und Entsorgung wie folgt dar:  

Löschwasserversorgung:  
Für den Löschwasserbedarf wird durch enercity netz ein Grundschutz sichergestellt.  
 
Feuerwehrzufahrten:  
Zuwegungen zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und Gebäuden dürfen nicht länger als 50 m sein. 
Bei längeren Zuwegungen sind Feuerwehrzufahrten und ggf. Aufstell- und Bewegungsflächen anzu-
legen. 
 
Trinkwasserversorgung:  
Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes ist über das bestehende Leitungsnetz sichergestellt. 
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Schmutzwasser:  
In den öffentlichen Straßen sind Schmutzwasserkanäle vorhanden.   
Das Plangebiet kann an die vorhandenen öffentlichen Entwässerungskanäle angeschlossen werden. 
Bei der Oberflächenentwässerung für Grundstücke über 2000 qm Grundstücksfläche ist eine Abfluss-
beschränkung von 40 l/(s*ha) zu beachten. Darüber hinaus gehende Wassermengen sind auf dem 
jeweiligen Grundstück zu speichern und verzögert in das öffentliche Regenwasserkanalnetz einzulei-
ten.  
Das Einzugsgebiet, das aufgrund der Geländetopographie theoretisch oberflächig über den Gel-
tungsbereich entwässert, weist eine Größe von ca. 2 ha auf. Es ist nicht damit zu rechnen, dass sich 
bei Extremniederschlägen signifikante Fließwege über das Gelände des Plangebietes bilden. 
 
Gas:  
Eine Gasversorgung kann für das gesamte Erschließungsgebiet bereitgestellt werden. Der Anschluss 
des Plangebietes an das bestehende Leitungsnetz ist sichergestellt. 
 
Strom:  
Ein Anschluss des Plangebietes an das vorhandene Leitungsnetz der enercity netz ist gewährleistet. 
Im südlichen Bereich des Plangebietes, gekennzeichnet mit einem Symbol im Bebauungsplan, be-
findet sich eine Netzstation für die Versorgung von Strom. Diese wird weiterhin benötigt und Planun-
gen berücksichtigt.  
 
Telekommunikation:  
Der Anschluss des Plangebietes an das bestehende Leitungsnetz der Telekom Deutschland GmbH 
(als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte) ist über den Anschluss an deren Leitungsnetze in 
den angrenzenden Erschließungsstraßen sichergestellt. 
 
Fernwärme:  
Es besteht ein Anschluss an das vorhandene Fernwärmenetz der enercity netz. Die vorhandenen 
Fernwärmeleitungen müssen entsprechend des Neubaus umgelegt und angeschlossen werden. 
 
Fernmeldeanlage: 
Auf dem Plangebiet befindet sich eine städtische Fernmeldeanlage. Die zugehörigen Trassen müssen 
entsprechend des Entwurfes freigehalten werden und dürfen nicht eingeengt oder behindert werden. 
 
Richtfunktrassen: 
Das Plangebiet durchqueren derzeit keine Richtfunktrassen.  
 
Abfallentsorgung:  
Der Anschluss des Plangebietes an die Abfallentsorgung durch den Abfallzweckverband Region Han-
nover - aha ist sichergestellt. Für die Abfall- und Wertstoffabfuhr sind die Vorgaben der jeweils gültigen 
Abfallsatzung zu beachten.  
Ergänzender Hinweis der aha: sollte es im Zusammenhand einer Bebauung erforderlich sein, das 
Gelände zwecks Entsorgung befahren zu müssen, wäre das Befahren durch den Grundstückseigen-
tümer zum Thema Haftungsausschluss schriftlich zu genehmigen. Die notwendigen Zuwegungen soll-
ten min. 26 Tonnen Bodenlast aufnehmen können. 

8.0  Umweltverträglichkeit 

Für die Aufstellung des Bebauungsplanes 1251, 1. Änderung sind, wie unter Kapitel 1 „Zweck des 
Bebauungsplanes“ erläutert, die Voraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innenentwicklung 
nach § 13a BauGB gegeben. Daher wird von einer Umweltprüfung sowie von einem Umweltbericht 
abgesehen. Gleichwohl wird in dem folgenden Abschnitt geprüft, welche erkennbaren Auswirkungen 
der Bebauungsplan auf die Umwelt und die Schutzgüter mit sich bringt. 

Die Planfläche ist zur Hälfte versiegelt. Es ist umrahmt von Gehölzbestand. Auch auf dem Gelände 
des Plangebiets ist eine Vielzahl an Gehölzbestand vorhanden. Dieser bietet Vögeln Rast-, Brut- 
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und Nahrungsmöglichkeiten. Die Gehölze dienen auch der Staubfilterung und tragen zu einem klein-
klimatischen Ausgleich bei.  

8.1 Eingriffe in Natur und Landschaft 

Die Flächen des Plangebietes sind bisher planungsrechtlich über den Bebauungsplan Nr. 1251 be-
reits als Fläche für den Gemeinbedarf „ Zweckbestimmung“ Schule festgesetzt. Im Sinne der Ein-
griffsregelung gehen die neuen Baurechte nicht über die vorhandenen Baurechte hinaus. Ein zu 
bilanzierender Eingriff in Natur und Landschaft findet somit nicht statt und die Eingriffsregelung 
kommt für diese Bebauungsplanänderung nicht zum Tragen. Ein zusätzlicher Eingriff in Natur und 
Landschaft wird durch die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht ermöglicht.  

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich zudem um einen Bebauungsplan der Innen-
entwicklung, der gemäß § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird. Danach gelten 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des §1a 
Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt bzw. zulässig (§13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB). Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich.  

Unabhängig davon, dass für den vorliegenden Bebauungsplan keine Ausgleichmaßnahmen erfor-
derlich sind, ist jedoch das planerische Abwägungsgebot im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB zu beach-
ten.  

Um den umweltschützenden Belangen in der Abwägung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und ent-
sprechend den ökologischen Standards der Landeshauptstadt Hannover gerecht zu werden sind 
Maßnahmen über textliche Festsetzungen definiert. Zu diesen Maßnahmen zählen die Begrünung 
des Daches, die Bindung für Bepflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen und Wasserdurchlässigkeit von Stellplätzen. All diese Maßnahmen tragen dazu bei, 
die Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen und eine klimagerechte Planung zu gewähr-
leisten.  

Dachbegrünung 
Im gesamten Plangebiet sind Dachflächen von Gebäuden und Gebäudeteilen dauerhaft und flä-
chendeckend extensiv zu begrünen. Ausnahme von den Dachbegrünungspflichten können zugelas-
sen werden, wenn diese im Widerspruch zum Nutzungszweck steht, z.B. bei Dachflächen für Be-
lichtungszwecke oder zur Installation technisch erforderlicher Anlagen (Aufzugsüberfahrten o.ä.) 
bzw. wenn diese zu einem technischen und wirtschaftlich unangemessenen Aufwand führt. 
 
Dachbegrünung bildet einen kleinen, aber durchaus wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Um-
welt: die kleinklimatischen Verhältnisse werden verbessert (Vermeidung der Luftstromgeschwindig-
keiten und der Temperaturunterschiede im Dachbereich, Filterung von Schmutzpartikeln, Erhöhung 
der Verdunstung). Das Regenwasser kann zum Teil gespeichert werden und es entstehen Standorte 
für Kleinstlebewesen (Flora und Fauna). Ferner bilden, insbesondere bei Dächern die von oben 
einsehbar sind, Dachbegrünungen auch einen positiven Erlebnis- und Erholungswert für den Men-
schen.  

Pflanzgebot  
Mit der Ausweisung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung und zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, das Plangebiet umrahmend, 
soll der Erhalt der prägenden Grünbestände erreicht und dauerhaft gesichert werden. Entlang der 
westlichen Grundstücksgrenze erstreckt sich die Festsetzung mit einer Tiefe von 6,00 m, entlang 
der Lüerstraße und in Teilen der Schackstraße mit einer Tiefe von 5,00 und im übrigen Bereich der 
Schackstraße mit einer Tiefe von 3,00 m. 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen, soweit die nach Landesrecht in 
den Abstandsflächen zulässig wären, sind auf diesen Flächen nicht zulässig. Ausgenommen davon 
sind Einfriedungen und Abfallbehälterstandorte, Trafostationen sowie Zuwegungen und notwendige 
Flächen für die Feuerwehr und/ oder den Rettungsdienst.  
 
Ziel ist der Erhalt und die Schaffung eines attraktiven grünen Grundstückes entsprechend der Fest-
setzung zur Vorgartenbegrünung im umliegenden rechtsgültigen Bebauungsplan 1251 und einem 
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Entgegenwirken des Verlustes von prägenden Gehölzbeständen. Das Plangebiet erhält einen grü-
nen Rahmen, welcher als optische Abgrenzung zu Verkehrsflächen und Nachbargrundstücken, ins-
besondere zu der Wohnbebauung an der Gneisenaustraße, dient. Neben den gestalterischen As-
pekten und dem wertvollen Beitrag zum Naturschutz trägt die Festsetzung der Bepflanzung auch 
dazu bei, den Freiräumen eine hohe Aufenthaltsqualität für Schüler*innen zu gewährleisten.   

Wasserdurchlässige Kfz- und Fahrradstellplätze 
Des Weiteren sind offene Kfz- und Fahrradstellplätze wasserdurchlässig herzustellen. Für je 5 Kfz- 
Stellplätze ist mindestens ein standortheimischer Baum anzupflanzen und zu erhalten. Die Bäume 
müssen standortbezogen errichtet werden, müssen jedoch nicht zwingend in einem Raster ange-
ordnet sein.  
Die Planung des Gymnasiums Sophienschule sieht die Umsetzung dieser Festsetzung für den Stell-
platz an der Lüerstraße durch Pflanzstreifen vor, die sich zwischen den Stellplatzreihen orthogonal 
zu den Stellplätzen positionierten. Bei den Stellplätzen entlang der Schackstraße sieht die Planung 
vor, den Nachweis der Bäume auf dem Schulgrundstück bzw. im Pflanzstreifen ortsnah zu führen.  

8.2 Baumschutz 

Die Baumschutzsatzung findet Anwendung. Grundsätzlich ist der genaue Umfang von notwendigen 
Fällungen und der Schutz besonders erhaltenswerter Bäume abzustimmen und zu ersetzen.  

Ein zugehöriges Aufmaß der Gehölze wurde bereits im Baugenehmigungsverfahren für den Neubau 
des Gymnasiums Sophienschule durchgeführt. Das Baurecht und das damit verbundene Baugeneh-
migungsverfahren stützt sich auf den rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 1251, wonach der 
Schulneubau planungsrechtlich zulässig ist. Der Umfang der erforderlichen Fällungen wurde abge-
stimmt und anhand der Genehmigung vom 15.02.2019 durch den Fachbereich Umwelt und Stadt-
grün als Nachweis geführt. Zum Zeitpunkt der Fällung lagen die baurechtlichen Voraussetzungen 
zur Erteilung einer Ausnahme gemäß Baumschutzsatzung vor. Die Genehmigung erfolgte mit Be-
gründung gemäß § 5 Abs. 1b: „Ausnahme und Befreiungen“. Dort heißt es: „Von den Verboten des 
§3 „Verbote“ ist eine Ausnahme zu erteilen, wenn (…) eine nach baurechtlichen Vorschriften zuläs-
sige Nutzung sonst nicht oder nur unter wesentlichen Beschränkungen verwirklicht werden kann“.  

Durch den Abbruch des Altbaubestandes, die Anordnung des Neubaus und die damit verbundene 
Neuordnung der Freianlagen ist ein Teil des Baumbestandes auf Grundlage der Genehmigung ge-
fällt worden, welcher sich überwiegend im Inneren des Grundstückes befand. Der randliche Grün-
streifen bleibt weitestgehend erhalten und wird durch Baumschutzmaßnahmen wie Baumschutzzäu-
nen, Wurzelvorhang, Wurzelsuchgräben und Rückschnitten nach Bedarf geschützt und gefördert. 
Sämtliche Pflanzarbeiten und Oberbodenarbeiten erfolgen gemäß der DIN 19916 „Pflanzen und 
Pflanzarbeiten“. 

Der Freianlagenplan mit Darstellung des Baumbestandes weist hierfür eine Bilanzierung der Baum-
bestände auf (siehe Abbildung 12). Konkret wurden von 141 Bestandsbäumen im Plangebiet 44 
geschützte Bäume gemäß Baumschutzsatzung und 51 geschützte Großsträucher gemäß Baum-
schutzsatzung gefällt. Die Fällung wurde im Februar 2019 durchgeführt.  
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Abbildung 12: Freianlagen mit Darstellung Baumbestand und Fällung, o.M., Quelle: Goldbeck Ost GmbH 
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Zusammenfassend erfolgt ein Erhalt von 53 Bäumen und eine Ersatzpflanzung von 38 gebietstypi-
schen, standortgerechten Laubbäumen als Hochstämme. Zudem werden mind. 55 Solitärsträucher, 
von denen 4 Großsträuchern und mind. 51 Strauchplanzungen sind, nachgepflanzt. Eine Übersicht 
der geplanten Bepflanzung sind der Abbildung 13 zu entnehmen. Es werden fast alle Bäume ersetzt 
und die Zahl der Solitärsträucher wird sogar signifikant erhöht. Der Verlust wird im vollem Maße auf 
dem Grundstück ersetzt.  
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Abbildung 13: Freianlagen mit Darstellung Baumbestand –Erhalt und Neupflanzung, o.M., Quelle: Goldbeck Ost GmbH 
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8.2.1 Einzelstandorte 

Der Baumbestand auf dem Grundstück des Gymnasiums Sophienschule zeichnet sich durch Größe 
und Alter mit einer hohen Qualität und Vitalität aus. Es handelt sich um größtenteils heimische Laub-
bäume, deren gestalterische und naturschutzfachliche Wirksamkeit weit über das Grundstück hin-
aus geht und sie somit prägend für den Stadtteil ist.  

Am westlichen, südlichen und östlichen Rand des Geltungsbereiches wird entsprechend des vor-
handenen Baumbestandes ein Grünstreifen bzw. eine Fläche mit Bindung für Bepflanzung, für die 
Erhaltung und zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzungen festgesetzt. 
Diese Fläche berücksichtigt den Schutz nahezu aller Bäume im Bestand.  

Außerhalb der Fläche mit Bindung für Bepflanzung, für die Erhaltung und zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstige Bepflanzungen, werden zusätzlich drei Bäume, zwei Feldahorn und 
ein Spitzahorn, als Einzelstandort im Plan festgesetzt, die sowohl Stadtbild prägend als auch Grund-
stück gliedernde Funktionen übernehmen (Bäume Nr. 1, 8, 9). Im südwestlichen Eckbereich (im 
Grünstreifen) ist aufgrund ihrer Größe und der damit einhergehenden städtebaulichen Prägnanz 
zudem eine Eiche als Einzelstandort festgesetzt (Baum Nr. 31). Die Einzelstandorte sind der Abbil-
dung 14 zu entnehmen.  

 

Tabelle 2: Baumbewertung der festgesetzten Einzelstandorte 

 

 

Wertstufe 1 = sehr gut 

Wertstufe 2 = gut 

Wertstufe 3 = befriedigend 

Wertstufe 4 = mangelhaft 

 

Weitere Daten zu den Bäumen in dem Plangebiet sind Anlage 1 zu entnehmen. 

 

Für den restlichen Baumbestand wird keine Notwendigkeit gesehen, diese als Einzelstandorte fest-
zusetzten. Ein ausreichender Schutz ist durch die Festsetzung des Grünstreifens und durch die 
Baumschutzsatzung gewährleistet. Außerdem liegen alle Bäume außerhalb der möglichen zu be-
bauenden Fläche.  

In Summe werden alle Bestandsbäume erhalten. Zukünftig Bepflanzungen erfolgen auf Grundlage 
der im Bauantragsverfahren genehmigten Ersatzpflanzungen. Diese sind nach Beendigung der Bau-
maßnahmen sowohl im Grünstreifen als auch auf dem Schulgrundstück zu errichten (siehe Abbil-
dung 13).  

 

Nummer Baumart Stammumfang 
(StU) in cm 

Wertstufe 

1 Feldahorn 125 WS 1 

8 Spitzahorn 290 WS 1 

9 Feldahorn 95+135 WS 2 

31 Eiche 365 WS 1 
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Abbildung 14: Plan festgesetzte Einzelstandorte, Quelle: LHH Fachbereich Umwelt und Stadtgrün 
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8.3 Artenschutz 

Artenschutzrechtliche Aspekte sind entsprechend dem Gutachten „Erfassung von Vögeln und Fle-
dermäusen im Untersuchungsgebiet „Sophienschule“ in Hannover – Zooviertel, aus dem Jahr 2016“ 
herangezogen worden (Siehe Kapitel 10, Nr. 3). Hier wird folgende Planungsrelevanz der Ergeb-
nisse erläutert: 

Das Untersuchungsgebiet (UG) bietet aufgrund seiner Strukturen immerhin 14 Vogelarten die 
Grundlage zu einem Brutrevier, keine der Arten steht auf der RL NDS. Für die Vogelarten wäre der 
Erhalt der Bäume und Sträucher für die Nahrungssuche und als Brutstätte von Bedeutung. Als Nah-
rungsfläche wird der Sportplatz von einigen Arten, darunter auch dem Star, durchgehend genutzt, 
entsprechend wäre auch hier der Erhalt wünschenswert. Für Fledermäuse konnte keine aktuelle 
direkte Nutzung der Gebäude oder der Fledermauskästen des UG nachgewiesen werden.  

Das UG ist allerdings gut genutztes Jagdgebiet für Zwergfledermäuse, die entlang der schon ange-
sprochenen Büsche und Bäume jagen. Auch Mücken- und Breitflügelfledermaus nutzten diese Be-
reiche im Nordwesten des UG. Daher wäre auch für die Fledermäuse deren Erhalt von Bedeutung.  

Insgesamt gesehen ergeben sich im Hinblick auf Vögel nur insofern planungsrelevante Einschrän-
kungen, als dass die Fällung von Bäumen nicht im Frühjahr/Sommer passieren sollte, um die Zer-
störung von Nestern zu vermeiden. Gleiches gilt im Hinblick auf Fledermäuse, die möglicherweise 
ein Sommerquartier in einer Höhle oder Nische in Bäumen beziehen könnten. 

Die Fällung erfolgte in der 9. Kalenderwoche 2019 mit voran gegangener Prüfung.  

8.4  Energie / vorbeugender Klimaschutz  

Die Vorgaben des Klimaschutzaktionsprogramms Hannover 2020 und der "Standards zum ökologi-
schen Bauen im städtischen Einflussbereich" sind zu berücksichtigen, ferner sind mit Blick auf den 
"Masterplan 100 % für den Klimaschutz" in der Region Hannover die notwendigen Weichenstellun-
gen für eine weitgehend CO2 neutrale Nutzung des geplanten Gebiets im Jahr 2050 erklärtes Pla-
nungsziel. Folglich sind alle Anstrengungen zu unternehmen, die im Gebiet entstehenden Baumaß-
nahmen auf eine möglichst hohe Energieeffizienz und geringste CO2 - Emissionen auszulegen.  

Energiekonzept des Neubaus Gymnasium Sophienschule (Auszug aus DS 2407/2018) 

Der Neubau des Gymnasiums Sophienschule sieht gemäß der DS 2407/2018 folgende Ziele zum 
Klimaschutz vor. Der Neubau wird im Passivhausstandard erstellt und zu Verbesserung der Spei-
cherfähigkeit konventionell im Massivhausbauweise ausgeführt. Die extensiv begrünten Dächer wer-
den mit einer Photovoltaikanlage ausgestattet. Die Beheizung wird über einen Fernwärmeanschluss 
und statische Heizflächen in den Räumen erfolgen; alle Räume werden mechanisch be- und entlüf-
tet. Die Lüftungsgeräte für die verschiedenen Gebäude- und Nutzungsbereiche werden mit hochef-
fizienter Wärmerückgewinnung ausgestattet.  

Neben den zu öffnenden Fenstern als natürliche Lüftung werden manuell zu betätigende Lüftungs-
flügel mit Witterungs- und Einbruchsschutz für die Nachtauskühlung in den Sommermonaten vorge-
sehen. Zur Regelung, Steuerung und Optimierung der Lüftungsanlagen wird ein modernes Gebäu-
deautomatisationssystem mit Aufschaltung auf das zentrale Leitsystem des Fachbereichs 
Gebäudemanagement eingesetzt. 

8.5  Gewässerschutz 

Grundwasser: 
Sofern im Zusammenhang mit Bautätigkeiten das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder Ab-
leiten von Grundwasser erforderlich ist und damit eine Grundwasserbenutzung stattfindet, bedarf es 
grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis der Region Hannover als Untere Wasserbehörde.  
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Erlaubnisfrei ist lediglich die vorübergehende Grundwasserbenutzung (Absenkung während der 
Baumaßnahme) in einer geringen Menge (insgesamt weniger als 5.000 m³). 
 
Wasserrechtliche Antragunterlagen sind mindestens 6 Wochen vor Beginn der geplanten Grund-
wasserabsenkung zur Durchführung eines wasserrechtlichen Verfahrens nach dem §§ 3, 4 und 10 
NWG bei der Unteren Wasserbehörde der Region Hannover (Team Gewässerschutz Ost) einzu-
reichen. 
 
Niederschlagswasserversickerung:  
Für das Plangebiet wird ein mittlerer Jahresmaximalstand des Grundwassers von ca. 52,00 m NN 
angenommen. Dieser Grundwasserstand kann für die Planung der Niederschlagswasserversicke-
rung angenommen werden. Der Wert ist für die Planung günstiger als der maximal gemessene Wert.  
 
Für die Grundwasserstände im Plangebiet gilt, dass es in feuchten Monaten (meistens Februar bis 
April) zu einem höchsten Grundwasserstand von nur weniger als 2,5 m kommen kann. Dieses ist 
bei der Planung von unterkellerten Gebäuden zu beachten. Hier sind konstruktive Maßnahmen ge-
gen Kellervernässungen vorzusehen. Ein Ableiten des hoch anstehenden Grundwassers mittels 
Drainagen in das öffentliche Entwässerungssystem ist nicht zulässig. 
 
Eine Versickerung von Niederschlagswasser in Bereichen von künstlicher Auffüllung ist nur zulässig, 
wenn nachgewiesen wird, dass die künstliche Auffüllung frei von technogenen Fremdbestandteilen 
(Bauschutt, Ziegelbruch, Schlacke u.a.) ist und dass der Füllsand/ Füllkies der Zuordnungsklasse 
nach LAGA Z0 entspricht. Nur so kann gewährleistet werden, dass durch die Versickerung im Be-
reich der künstlichen Auffüllung keine Schadstoffe mobilisiert werden können.  
 
Für die Versickerung von Niederschlagswasser ist grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Wasserrechtlich Antragsunterlagen sind mindestens 6 Wochen vor Baubeginn für die 
Durchführung eines wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens bei der Unteren Wasserbehörde der Re-
gion Hannover (Team Gewässerschutz Ost) einzureichen.  
 
Für Hofflächen (Flächen mit Kraftfahrzeugverkehr) gilt die Erlaubnisfreiheit nur, wenn die Nieder-
schlagswasserversickerung über den Oberboden (belebte Bodenzone), wie bei Mulden- und Flä-
chen- Versickerungsanlagen, ausgeführt wird.  
 
In jedem Fall ist die Planung und Ausführung der Niederschlagswasserversickerung grundsätzlich 
gemäß dem Stand der Technik auf der Grundlage des DWA- Arbeitsblattes A 138 „Planung, Bau 
und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ (Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. – Januar 2002) durchzuführen.  
Entsprechende Hinweise werden in die Baugenehmigung aufgenommen. 
 
Hochwasserschutz:  
Das Plangebiet befindet sich außerhalb der HQ 100- und HQ 200- Überschwemmungsgebiets. 
 

8.6  Altlasten / Boden- und Grundwasserschutz 

Im Rahmen des ÖPP- Verfahrens wurden 2016 Orientierende Altlasten- Untersuchungen (OU) von 
der M3P Ingenieurgesellschaft, Hannover durchgeführt (siehe Kapitel 10, Nr. 4).  

Aufgrund der zu diesem Zeitpunkt noch offenen Planung (Positionierung und Grundriss der zukünfti-
gen Bebauung) war eine Bodenuntersuchung in Hinblick auf eine nutzungsbezogene Gefährdungs-
abschätzung für ggf. nicht versiegelte, sensible genutzte Teilflächen (Spielbereich, Schulgärten) da-
mals nur exemplarisch möglich 

Ergebnisse der Orientierenden Untersuchung  

Entsprechend der innerstädtischen Lage wurde erwartungsgemäß eine flächendeckende anthropo-
gene Auffüllung aus Trümmerschutt erbohrt. Der feinsandige, z. T. schluffige und humose Mittelsand 
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ist mit unterschiedlichen Anteilen an Ziegelbruch, Bauschutt, Schlacken sowie Keramil- und Glasres-
ten durchsetzt. Die durchschnittliche Mächtigkeit der künstlerischen Auffüllung beträgt 1,5m. Im Be-
reich des höhergelegenen gepflasterten Schulhofbereiches wurde eine Auffüllungsmächtigkeit von 
3,2 m nachgewiesen. Unterlagert (bis zur Endtiefe von 7 m) wird dieser Auffüllungshorizont durch eine 
Abfolge von fluviatilen mittel- bis feinsandigen Ablagerungen mit Einlagerungen von Grobsand und 
Schluff. 

In den drei exemplarisch untersuchten Teilflächen mit geplanter sensibler Nutzung (Spielplatz, Schul-
garten, Grünfläche) wurden flächendeckend erhöhte Gehalte an Polyzyklischen aromatischen Koh-
lenwasserstoffen (PAK) festgestellt. Die Gehalte an Bezo(a)pyren liegen ebenso in einem auffälligen 
Bereich. In einzelnen Horizonten werden die Prüfwerte der BBodSchV (Bundesbodenschutz- und Alt-
lastenverordnung) überschritten. Die Vorsorgewerte der Bauleitplanung der LHH werden für PAK flä-
chendeckend überschritten.  

Auf Grundlage der Bewertung dieser drei exemplarischen Bereiche ist für Flächen, die im Rahmen 
der Umgestaltungsmaßnahmen nicht bebaut bzw. versiegelt werden, zur Gewährleistung der mensch-
lichen Gesundheit bei sensibler Nutzung (Grünflächen, Spielflächen) ein Bodenaustausch bis 0,35 m 
u. GOK vorzunehmen, um so eine Gefährdung für den Wirkungspfad Boden - Mensch zu verhindern. 
Bei der Neuanlage von Schulgärten ist ein entsprechender Bodenaustausch bis 0,6 m u.GOK durch-
zuführen, um eine Gefährdung für den Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze zu verhindern. Ggf. ist bei 
Vorliegen konkreter Entwurfspläne eine Nachuntersuchung der dann näher eingegrenzten Flächen 
zielführend. Entsprechende Auflagen haben im Ausschreibungsverfahren Berücksichtigung gefun-
den.  

Hinsichtlich der abfallrechtlichen Bewertung nach LAGA weisen die Auffüllungshorizonte ein relativ 
gleichmäßiges Muster an Schadstoffgehalten auf.  

Das Auffüllungsmaterial weist mehr oder weniger durchgehend eine trümmerschutttypische Beein-
trächtigung durch PAK sowie den Einzelparameter Benzo(a)pyren auf. Untergeordnet wurden auch 
Schwermetalle in relevanten Größenordnungen festgestellt. Die Details der abfallrechtlichen Analytik 
sind dem o.g. Gutachten von M&P und den dort anliegenden Lageplänen zu entnehmen. 

Fazit 

Es ist nicht erforderlich weitere Untersuchungen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens durch-
zuführen. Im Zuge des Bauantragsverfahrens wurden die Aussagen am konkreten Entwurf weiter 
qualifiziert. Entsprechend wurde die gesamte Baufläche bei der Überprüfung auf Kampfmittel im 
Mittel 1,5 m tief abgeschichtet. Es wurde eine Deckschicht mit entsprechend geeigneten Material in 
ausreichender Stärke aufgetragen. 

8.7  Kampfmittel  

Eine Luftbildauswertung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes hat für den Geltungsbereich ergeben, 
dass dort im 2. Weltkrieg eine Bombardierung stattfand. Aufgrund dieser Bilder ist davon auszugehen, 
dass noch Bombenblindgänger vorhanden sein können, von denen eine Gefahr ausgehen kann.  

Aus Sicherheitsgründen werden Gefahrenerforschungsmaßnahmen empfohlen, die mit geeigneten 
Kampfmittelräumungsfirmen durchgeführt werden müssen. Sollten bei solch einer Sondierung Bom-
benblindgänger oder andere Kampfmittel festgestellt werden, muss der Kampfmittelbeseitigungs-
dienst der zentralen Polizeidirektion benachrichtigt werden. 

Entsprechende Hinweise werden in die Baugenehmigung aufgenommen. 

8.8  Auswirkungen von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3                                  
Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU – Störfallschutz  

Gemäß § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind bei raumbedeutsamen Planungen Flä-
chen für sensible Nutzungen so anzuordnen, dass Auswirkungen von schweren Unfällen in Betrie-
ben nach der Störfallverordnung so weit wie möglich vermieden werden.  
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Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans befindet sich außerhalb eines relevanten 
Sicherheitsabstandes von Störfallbetrieben und somit in keinem Gefahrenbereich der Landeshaupt-
stadt Hannover.  

 

9.0  Lärmschutz  

9.1  Lärmschutz 

Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung wird das Planungsrecht für einen Schulneubau mit 
einer Einfeld- und Dreifeldsporthalle und sonstiger kultureller und sportlicher Nutzung dieser Ge-
bäude, sowie Kfz- und Fahrradstellplätze geschaffen. Über die möglichen Auswirkungen der Nut-
zung auf die Nachbarschaft im Sinne des Bundes Immissionsschutzgesetzes wurde von der Gesell-
schaft für Technische Akustik mbH (GTA) eine schalltechnische Untersuchung (siehe Kapitel 10, Nr. 
2) erstellt. In dieser werden die zu erwartenden Auswirkungen des Neubaus der Sophienschule auf 
die schutzwürdige Wohnnutzung in der Nachbarschaft betrachtet, die als reines Wohngebiet (WR) 
festgesetzt sind.  

Es wird unterschieden zwischen den Geräuschimmissionen aus dem Schulbetrieb, den sonstigen 
kulturellen und sportlichen Nutzungen der Schulgebäude, Kfz- und Fahrradabstellplätze, und den 
Geräuschen durch die Nutzung des öffentlichen Bolzplatzes.  

Das Gutachten wird im Folgenden in Auszügen dargestellt:  
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Abbildung 15: Übersicht der Immissionsorte – o.M. / Quelle: Schalltechnische Untersuchung, GTA 
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9.2  Beurteilungsgrundlagen  

Grundlage für eine schalltechnische Beurteilung von städtebaulichen Planungen bildet im Allgemei-
nen die DIN 18005. Neben Hinweisen zur Ermittlung der maßgeblichen Immissionspegel unter-
schiedlicher Lärmarten in den Abschnitten 2 bis 6 der Norm enthält Beiblatt 1 Orientierungswerte als 
Anhaltswerte für eine schalltechnische Beurteilung. 

 

Tabelle 3: Schalltechnische Orientierungswerte aus DIN 18005, Beiblatt 1 

Gebietsart  

 

Orientierungswerte DIN 18005 

Tag  

06:00 – 22:00 Uhr 

Nacht  

22:00 – 06:00 Uhr 

 

a) Reines Wohngebiet (WR) 

 

50 dB(A) 40 dB(A) / 35 dB(A) 

Bei zwei angegebenen Nachtwerten soll der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von vergleich-
baren öffentlichen Betrieben gelten. 

 

Geräusche aus dem Schulbetrieb 

Für die Beurteilung der Geräusche aus dem Schulbetreib gibt es jedoch keine verbindliche Beurtei-
lungsgrundlage. Daher werden die Geräusche aus dem Schulbetrieb hilfsweise im Sinne einer nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlage auf Grundlage der TA Lärm beurteilt.   

Die Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel betragen für Immissionsorte außerhalb von Ge-
bäuden:  

Tabelle 4: Immissionsrichtwerte der TA Lärm (Auszug Abschnitt 6.1.) 

Gebietsart  

 

Immissionsrichtwert TA Lärm  

Tag  

06:00 – 22:00 Uhr 

Nacht  

22:00 – 06:00 Uhr 

 

f) Reines Wohngebiet (WR) 

 

50 dB(A) 35 dB(A)  

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen sollen die Immissionsrichtwerte nach Absatz 2 am Tag um nicht mehr als 30 dB(A) und in der 
Nacht nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 

 

Freizeitlärm  

Die Beurteilung der zu erwartenden Geräuschimmissionen des öffentlichen Bolzplatzes erfolgt ent-
sprechend der Niedersächsischen Freizeitlärmrichtlinie. Dort heißt es, dass Freizeitanlagen wie 
nicht genehmigungsbedürftige gewerbliche Anlagen i.S. der TA Lärm betrachtet werden. Ihre Beur-
teilung und Messung erfolgt nach den entsprechenden Vorgaben der TA Lärm Ausnahmen (…). 
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Sportlärm  

Grundlage der Beurteilung von zum Zwecke der Sportausübung (d.h. außerhalb des Schulbetriebes) 
genutzten Sportanlagen ist die Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV): 

Tabelle 5: Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV) 

Gebietsart 

 
 

Immissionsrichtwert 18. BImSchV 

Tag 
(außerhalb Ruhezeiten) 

 
Werktage 
06.00 – 22.00 Uhr 
 
Sonn- und Feiertagen 
07.00 – 22.00 Uhr 
 

Nachts 

 
Werktage 
22.00 – 06.00 
 
Sonn- und Feiertage 
22.00 – 07.00 

 
Tag innerhalb der  
Ruhezeiten 
 

Werktage 
06.00 - 08.00 / 20.00 - 
22.00 
 
Sonn- und Feiertagen 
07.00 - 09.00 /  
13.00 - 15.00 /  
20.00 - 22.00 
 

Reines Wohngebiet (WR) 50 dB(A) 35 dB(A) 
45 dB(A) am morgen 
50 dB(A) im Übrigen 

Die Ruhezeit von 13.00 bis 15.00 Uhr an Sonn- und Feiertagen ist nur zu berücksichtigen, wenn die Nutzungsdauer der Sportanlagen 
oder der Sportanalagen an Sonn- und Feiertagen in der Zeit von 09.00 bis 20.00 Uhr 4 Stunden oder mehr beträgt. 

 

9.3  Ermittlung der Geräuschemissionen aus dem Schulbetrieb  

Bei der Berechnung der geräuschrelevanten Tätigkeiten und Betriebsabläufe des Schulbetriebes 
werden folgende Geräuschquellen beachtet: 

a) Parkverkehr   

Die Berechnung der Geräuschemissionen von Parkplätzen erfolgt nach dem Verfahren der 
etablierten Parkplatzlärmstudie 

Die Verkehrsprognose zum Bauvorhaben (Kapitel 10, Nr. 1) enthält Angaben zu den durch 
den Schulbetrieb zu erwartenden Kfz- Bewegungen an Schultagen. Demzufolge sind auf 
beiden Parkplätzen an der Schackstraße (nur Lehrkräfte bzw. Schulbeschäftigte) und an der 
Lüerstraße (Lehrkräfte, Schulbeschäftige und Schüler*innen) insgesamt folgende Verkehrs-
ströme zu erwarten: 

Lehrkräfte/ Schulbeschäftigte: 45 Kfz/ Tag 

Schüler*innen    35 Kfz/ Tag 

 

b) Belieferung Küche   

Für die Belieferung der Küche mit vorbereiteten Mahlzeiten wird die Anlieferung mit Klein-
transportern berücksichtigt. Aufgrund der ähnlichen Motorisierung von Kleintransportern und 
Pkw wird der gleiche Emissionsansatz verwendet.  

Im schalltechnischen Modell werden die maximal drei zu erwartenden Anlieferungen zwi-
schen 11:00 Uhr und 13:00 Uhr angesetzt. (1 Parkvorgang = 1 Einparkvorgang oder 1 Aus-
parkvorgang, 1 Pkw = 2 Parkvorgänge – insgesamt also 3 Anlieferungen = 6 Parkvorgänge). 

 

c) Be- und Entladevorgänge von Kleintransportern  

Die schalltechnische Untersuchung nimmt eine Häufigkeit von drei Be- und Entladungen an, 
mit einer Vorgangsdauer von 15 Minuten im Zeitraum von 07:00 – 20:00 Uhr.  
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d) Fahrverkehr- und Parkverkehr Saugwagen 

Für die monatliche Entleerung des Fettabscheiders wird ein Saugwagen im schalltechni-
schen Modell berücksichtigt. 

 

e) Leerung Fettabscheider 

Die schalltechnische Untersuchung nimmt eine Häufigkeit von einer Leerung des Fett-
abscheiders pro Tag, in dem Zeitraum von 07:00 – 20:00 Uhr an. 

 

f) Entsorgung, Containerabholung  

Die Entsorgung von Restmüll erfolgt 2 mal pro Woche, Altpapier wird ebenfalls 2 mal pro 
Woche, Wertstoffe 1 mal pro Woche abgefahren. (…) Im schalltechnischen Modell wird die 
Abholung von Restmüll, Papier und Wertstoffen an einem Tag (mit je einem Container pro 
Aufstellort) als Lastfall berücksichtigt.  

Es nimmt eine Häufigkeit einer Abholung (gefüllter Container) und einer Zurückbringung (ge-
leerter Container), in dem Zeitraum von 06:00 – 07:00 Uhr mit einer Dauer je Vorgang von 
20 Sekunden an.  

 

g) Kommunikationsgeräusche im Außenbereich (durch Schüler) 

Es wird davon ausgegangen, dass bei schönem Wetter der Außenbereich Mensa von bis zu 
300 Schüler*innen und die Aufenthalts- und Bewegungsbereiche westlich des Schulgebäu-
des von bis zu 1.100 Schüler*innen während Unterrichtspausen von insgesamt 50 Minuten 
genutzt werden.  

Für die Zeit von Schulbeginn und nach Unterrichts- /Schulschluss wird angenommen, dass 
sich je bis zu 700 Schüler*innen für insgesamt 20 Minuten am Tag im Bereich des Zugangs 
von der Lüerstraße (Fußweg und Fahrradeinstellplätze) und im Bereich des Zugangs zum 
Haupteingang (einschließlich Fahrradstellplatz) bzw. den angrenzenden Bewegungsberei-
chen aufhalten. 

Für die Mittagspause wird konservativ angenommen, dass sich bis zu 150 Schüler*innen 
gleichzeitig im Außenbereich der Mensa für 60 Minuten und bis zu 550 Schüler*innen für 20 
min in den Aufenthalts- und Bewegungsflächen westlich der Schulgebäude aufhalten. (…) 

Für die angegebenen Einwirkzeiten wird davon ausgegangen, dass 50 % der Personen im 
Freien jeweils gleichzeitig sprechen.  

 

h) Sportunterricht 

In der schalltechnischen Untersuchung wird das Nutzungsszenario Sportunterricht Fußball 
gewählt. Es werden zwei 60- minütige Trainingsspiele während des Sportunterrichtes mit 10 
Zuschauern (als Grundlage für Schiedsrichterpfiffe) in dem Zeitraum von 08:00 Uhr bis 16:00 
Uhr angesetzt.  

 

i) Besondere schulische Veranstaltungen und Nutzungen 

Als besondere schulische Veranstaltungen sind Feierlichkeiten zur Einschulung bzw. zur 
Verabschiedung der Abiturienten vorgesehen, die in der Aula stattfinden sollen. Im Zuge die-
ser Veranstaltung sind Geräusche durch den Parkverkehr und Kommunikationsgeräusche 
im Freien zu erwarten.  
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Für den Parkverkehr wird im schalltechnischen Modell für den Regelbetrieb bereits der Last-
fall mit vollständiger Belegung der Parkplätze berücksichtig. Für die Kommunikationsgeräu-
sche wurde für den Regelbetrieb ebenfalls bereits die maximal zu erwartende Auslastung mit 
Kommunikationsgeräuschen in den ausgedehnten Schulpausen berücksichtig, sodass an 
den Tagen, an denen die o.g. Feierlichkeiten stattfinden, nicht mit höheren Emissionen durch 
Kommunikationsgeräuschen zu rechnen ist.  

 

j) Stationäre Schallquellen  

Als stationäre Schallquellen sind vier raumlufttechnische Anlagen (RLT) zur Belüftung der 
Klassenräume und Aula, der Küche, der Mensa sowie der WC- Bereiche vorgesehen. Hierzu 
kommen weitere gebäudetechnische (TGA-) Anlagen zur Be- und Entlüftung der Server-
räume, der Sporthallen sowie weitere Abluftanlagen. Diese Anlagen sind mit ihren schall-
technisch relevanten Bestandteilen (z.B. Gehäuseabstrahlung, Zu- und Fortluftöffnungen, 
Ausdehnungsgefäße) zu berücksichtigen. Die Anlagen liegen größtenteils auf dem Dach des 
Schulgebäudes bzw. der kleinen Sporthalle. Die Position der stationären Schallquellen und 
die jeweilige Schallleistung wurden aus der aktuellen Anlagenplanung (Stand September 
2019) übernommen.   

9.4  Ermittlung der Geräusche für sonstigen sportlichen Zwecke – (Sportlärm) 

Grundlage für eine rechnerische Ermittlung der Geräuscheinwirkung auf die Immissionsorte, die 
durch die geplante Einfeld- und Dreifeldsporthalle zu erwarten sind, sind die schalltechnischen Da-
ten zur Beschreibung des typischen Nutzungsszenarios für Hallensportarten sowie des anlagebe-
zogenen Kraftfahrzeugverkehrs. (…) 

Als relevante Schallquellen werden die Geräuschabstrahlungen von den Fassaden der Turnhalle 
(insb. von den geöffneten Fenstern) sowie die Pkw- Parkplätze berücksichtigt.  

 

a) Geräusche von den Sporthallen  

Die Emissionen durch Vereinssport aus der bereits bestehenden Sporthalle im Plangebiet 
sind grundsätzlich als Vorbelastung bei der Beurteilung nach 18. BImSchV zu berücksichti-
gen.  

Neben den Emissionswerten der einzelnen Schallquellen sind der Zeitpunkt und die Dauer 
einer Nutzung für die Höhe der Geräuscheinwirkung während einer Beurteilungszeit von ent-
scheidender Bedeutung. Die Nutzungszeiten im Wochenverlauf wurden für den Vereins- und 
Freizeitsport (…) wie folgt angenommen:  

Montag – Freitag 16:00 – 22:00 Uhr  

Samstag  10:00 – 22:00 Uhr  

Sonntag   08:00 – 20:00 Uhr  

Ausgehend von den Nutzungszeiten der Sporthalle wurden die entsprechenden Einwirkzei-
ten in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Hannover für typische Nutzungsszenarien 
(werktags, sonntags) beschrieben (…)  

 

b) Geräusche Pkw- Parkplatz 

Es wird davon ausgegangen, dass der Parkplatz an der Sporthalle am Wochenende sowie 
unter der Woche nach Schulschluss um 16:00 Uhr den Nutzer*innen der Spothalle für sport-
liche Zwecke bzw. Besucher*innen von Punktspielen zur Verfügung steht. 

Gemäß der Verkehrsuntersuchung zum Vorhaben (siehe Ausführung Kapitel 6) ist davon 
auszugehen, dass alle 1,5 bis 2 Stunden ein Wechsel der Hallenbelegung erfolgt. Damit 
ergibt sich an Wochentagen ein Kfz- Aufkommen von 170 Kfz sowie an Samstagen und 
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Sonntagen ein Kfz- Aufkommen von bis zu 340 Kfz. Für Werktage wird exemplarisch der 
Samstag betrachtet, da die Nutzung am Samstag für alle relevanten Beurteilungen den Last-
fall darstellt.  

Es wird jeweils davon ausgegangen, dass sich vor Beginn der Hallennutzung (am Samstag 
um 10:00 Uhr und am Sonntag um 8:00 Uhr) der Parkplatz, entsprechend der festgesetzten 
Stellplatzfläche, vollständig füllt. Für Werktage wird eine Leerung des vollständig belegten 
Parkplatzes nach Ende der Hallennutzung um 22:00 Uhr, für den Sonntag nach Ende der 
Hallennutzungszeit um 20:00 angesetzt. 

9.5  Ermittlung der Geräusche durch Nutzung des öffentlichen Bolzplatzes 

Für die Dauer der Nutzung des öffentlichen Bolzplatzes wird von einer nachmittäglichen Nutzung 
am Wochentag ausgegangen. In Hannover können Bolzplätze bis 20:00 Uhr genutzt werden. Daher 
wird hier in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Hannover die tatsächliche Nutzungszeit, welche 
die Einwirkung von Geräuschen beschreibt, von 14:00 bis 20:00 Uhr den schalltechnischen Berech-
nungen für Wochentage zugrunde gelegt. Dabei wird von einer durchschnittlichen Nutzung des Bolz-
platzes von 5 Kindern während der gesamten Nutzungszeit ausgegangen. Für Samstag sowie Sonn- 
und Feiertage wird eine Nutzung zwischen 07:00 und 20:00 Uhr berücksichtigt. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass sich das Maß der Nutzung nicht vom Wochentag unterscheidet, sich aber auf 
die längere Nutzungszeit verteilt. Somit werden durchschnittlich 2,3 Kinder für die Nutzungszeit (ein-
schließlich der Ruhezeit am Mittag an Sonn- und Feiertagen) zugrunde gelegt.  

Die Emissionsansätze für die Geräuschentwicklung von Bolzplätzen sind der VDI- 3770 entnommen.  

9.6  Beurteilung der Geräusche aus dem Schulbetrieb 

Um zu überprüfen, ob von der Planung keine schädlichen Umweltauswirkungen im Sinne des §22 
BImSchG ausgehen, wurden zusätzlich zu den technischen Anlagengeräuschen (…) die Geräusche 
der Schüler sowie die Geräusche aus dem Sportunterricht in die Beurteilung des Schulbetriebes 
einbezogen. Dass Geräusche aus dem Schulsport nicht als Sportlärm zu betrachten und beurteilen 
sind, geht aus (…) der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) eindeutig hervor. (…) Vor 
dem Hintergrund, dass der Betrieb einer Schule dem Gemeinbedarf dient, sind die daraus resultie-
renden Immissionen gem. TA Lärm als eigene Lärmart zu verstehen. Somit erfolgt die Beurteilung 
unabhängig einer evtl. Vorbelastung durch gewerbliche Anlagengeräusche.  
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Abbildung 16: Übersicht der berücksichtigen Geräuschquellen des Schulbetriebes, o.M. /  
Quelle: schalltechnische Untersuchung 

Die rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel für die zu erwartenden Geräuschimmissionen aus 
dem Betrieb des Gymnasiums Sophienschule zeigen (siehe Abbildung 17), dass an allen untersuch-
ten Immissionsorten der Immissionsrichtwert für reine Wohngebiete (WR) von 50 dB(A) am Tag an 
allen Immissionsorten um mehr als 3 dB unterschritten wird. In der Nacht stellen nur die haustech-
nischen Anlagen Geräuschquellen der Schule dar. Der Immissionsrichtwert für reine Wohngebiete 
von 35 dB(A) wird an allen Immissionsorten um mehr als 2,7 dB unterschritten.  

Für die Beurteilung der Geräusche aus dem Schulbetrieb ist die Vorbelastung durch Anlagengeräu-
sche aus dem benachbarten Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasium grundsätzlich zu berücksichti-
gen. Das heißt, es ist zu prüfen, ob von der Gesamtheit der Geräusche aus den Schulen im Sinne 
nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen keine schädlichen Umweltauswirkungen ausgehen.  

Die Vorbelastungen des Kaiser- Wilhelm und Ratsgymnasium stammen aus vergleichbaren Schall-
quellen wie die Geräusche der Sophienschule (…) und weisen ein in etwa vergleichbares Nutzungs-
profil (Schulöffnungszeiten etc.) auf. Hinzu kommt, dass der mittlere Abstand der Schallquellen des 
Kaiser- Wilhelm und Ratsgymnasiums von den untersuchten Immissionsorten deutlich größer ist als 
der mittlere Abstand der Schallquellen der Sophienschule. Vor diesem Hintergrund kann man (…) 
davon ausgehen, dass die Immissionsrichtwerte an den untersuchten Immissionsorten durch die 
Gesamtbelastung der beiden Schulen eingehalten werden.  
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Abbildung 17: Anlagengeräusche Schule (Anlage 2.2), Quelle: schalltechnische Untersuchung   

Aus der in Abbildung 17 dargestellten Anlage (Anlage 2.2 des Gutachtens) geht zudem hervor, dass 
das Kriterium für Maximalpegel kurzfristiger Einzelereignisse wie z.B. das Schlagen von Autotüren 
oder laute Schreie während der Pause an allen Immissionsorten eingehalten wird. Die zu erwarten-
den Maximalpegel liegen am Tag um mehr als 8 dB unter dem Bezugswert der TA Lärm (um 30 dB 
erhöhter Immissionsrichtwert). In der Nacht sind keine Maximalpegel durch den Schulbetrieb zu er-
warten, da nur die haustechnischen Anlagen laufen. 

Entsprechend der Beurteilung der Geräusche aus dem Schulbetrieb sind keine schädlichen 
Umweltauswirkungen auf die benachbarten Wohngebiete des Planvorhabens durch den Be-
trieb des Gymnasiums Sophienschule unter Berücksichtigung der Vorbelastung des Kaiser- 
Wilhelm- und Ratsgymnasiums zu erwarten. Mit der Auslegung der haustechnischen Anla-
gen, der Verteilung der Park- und Aufenthaltsflächen, der Anliefer- und Entsorgungszone, der 
Gebäudestellung, etc. entspricht die Planung hinreichend dem Vermeidungsgebot und dem 
Minimierungsgebot nach § 22 Abs. 1 BImSchG. Zudem lässt sich feststellen, dass der Neubau 
der Schule aus Sicht des Geräuschimmissionsschutzes dem Optimierungsgebot des § 50 
BImSchG dahingehend entspricht, dass eine Verträglichkeit mit den angrenzenden Wohnge-
bieten gegeben ist.  

Nutzung zu sonstigen sportlichen und kulturellen Zwecken  

Durch die dem vorliegenden Gutachten zugrunde liegende durchgehende Auslastung der Sporthalle 
am Samstag bzw. Sonntag mit Punktspielbetrieb bzw. der damit verbundenen Inanspruchnahme 
des Parkplatzes an der Lüerstraße kann das Schulgebäude am Wochenende nicht bzw. nur einge-
schränkt für zusätzliche externe Nutzungen geöffnet werden.  

Die Raumbelegung und Nutzung des Schulgebäudes und der Sporthalle sind jedenfalls aufeinander 
abzustimmen. Bei paralleler Nutzung von Schulgebäude und Sporthalle ist sicherzustellen, dass 
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keine Überschneidung von publikumsintensiven Nutzungen stattfindet um einen Stellplatzkonflikt 
auszuschließen.  

Anlagenbezogener Fahrverkehr auf öffentlichen Straßen  

(…) Nach der TA Lärm hat zunächst die rechnerische Prüfung der Erhöhung der Verkehrslärmim-
mission durch anlagenbezogene Verkehre auf öffentlichen Straßen (hier: Lüerstraße und Schack-
straße) zu erfolgen. Bei dem von dem Vorhaben erzeugten zusätzlichen Verkehrsaufkommen durch 
die (…) Fahrten auf die Schulparkfläche sowie Liefer- und Entsorgungsfahrten kann ohne weitere 
Prüfung davon ausgegangen werden, dass sich die bestehenden Verkehrslärm- Immissionen nicht 
um 3 dB oder mehr erhöhen. Diese Aussage gilt auch für den Fall, dass man die in dem Verkehrs-
gutachten (Kapitel 10, Nr. 1) beschriebenen, vom Planvorhaben induzierten Bring- und Holverkehr 
auf öffentlichen Straßenverkehrsflächen berücksichtigt. Eine Erhöhung um 3 dB entspräche (…) ei-
ner Ver-1,6- fachung des ohne das Vorhaben derzeit bestehenden Verkehrsaufkommens.  

Organisatorische Maßnahmen zur Verringerung der Immissionen der anlagebezogenen Ver-
kehre auf öffentlichen Straßen sind demzufolge nicht erforderlich.  

 

9.7  Beurteilung der Geräusche von sonstigen sportlichen Nutzungen - Sportlärm 

Bei Einhaltung des Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV kann davon ausgehen werden, dass in 
der schutzbedürftigen Nachbarschaft keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Sportlärm vor-
liegen.  
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Abbildung 18: Übersicht der berücksichtigen Geräuschquellen der außerschulischen Sportnutzung, o.M. / Quelle: schall-
technischer Untersuchung 

 

Neben den Emissionswerten der einzelnen Aktivitäten sind der Zeitpunkt und die Dauer der Nutzung 
für die Höhe der Geräuscheinwirkungen während einer Beurteilungszeit von entscheidender Bedeu-
tung. Für die immissionsschutzrechtliche Bewertung ist eine maximale Nutzung der Anlage zu-
grunde zu legen, die nicht nur selten (also an mehr als 18 Tagen eines Jahres) auftritt. In den fol-
genden Tabellen wird das Nutzungsprofil für die Regelnutzung angegeben. 
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Tabelle 6: Zeitliche Nutzungsprofil der Sporthalle Werktags (Lastfall Samstag) 

Anlage 

(Nutzung) 

Einwirkzeit (min) 

Wochentag 

06:00 – 08:00 Uhr 08:00 – 20:00 Uhr 20:00 – 22:00 Uhr 22:00 – 23:00 Uhr * 

Einfeld- Halle 

 
- 

360 (TR) 

240 ( PS) 
120 (PS) - 

Dreifeld- Halle 

 
- 

360 (TR) 

240 (PS) 
120 (PS) - 

PS: Punktspiel; TR: Training 
* bzw. lauteste Nachtstunde 
Während der ungünstigsten Stunde der Nachtzeit am Werktag: Leerung der Parkplätze an der Sporthalle 

 

Tabelle 7: Zeitliche Nutzungsprofil der Sportanlagen am Sonntag 

 

Anlage  

(Nutzung) 

Einwirkzeit (min) 

Sonntag 

07:00 – 09:00 Uhr 09:00 – 13:00 Uhr 
15:00 – 20:00 Uhr 

13:00 – 15:00 Uhr 20:00 – 22:00 Uhr * 

Einfeld- Halle 

 
60 (PS) 

360 (TR) 

180 ( PS) 
120 (PS) - 

Dreifeld- Halle 

 
60 (PS) 

360 (TR) 

180 (PS) 
120 (PS) - 

PS: Punktspiel; TR: Training 
* nach 20:00 Uhr: Leerung der Parkplätze an der Sophienschule  

 

Zur Beurteilung des Sportlärms aus der untersuchten Sportanlage sind der Sonntag sowie als Last-
fall für Werktage der Samstag als Nutzungsszenarien untersucht worden. (…) Eine Vorbelastung 
der Sporthalle des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums ist nicht separat zu berücksichtigen, da 
die geplanten Parkplätze an den Sporthallen des Gymnasiums Sophienschule die Gesamtheit aller 
den Sportanlagen zuzuordnenden Parkplätz darstellt. (…) Zudem ist die Fassade der Sporthalle des 
Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums vollständig geschlossen. Daher ist von der Halle nur eine so 
geringe Abstrahlung zu erwarten, dass diese im schalltechnischen Modell vernachlässigt werden 
kann. 

 

Werktag (Lastfall Samstag): 

An den Werktagen halten die rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel an allen untersuchten Im-
missionsorten am Tag außerhalb der Ruhezeiten sowie in der Abendruhezeit den Immissionsricht-
wert (IRW) für reine Wohngebiete (WR) von 50 dB(A) ein. An Immissionsort IP 06 wird der Immissi-
onsrichtwert im 2. OG in der Abendruhezeit voll ausgeschöpft, an den übrigen Immissionsorten 
liegen die Beurteilungspegel um mindestens 1,5 dB(A) unterhalb des IRW. In der ungünstigsten 
Nachtstunde wird der Immissionsrichtwert für reine Wohngebiete (WR) von 35 dB (A) an den Immis-
sionsorten IP 05 bis 08 um bis zu 14,6 dB(A) überschritten. Die dabei berücksichtigen Geräusch-
immissionen stammen ausschließlich aus der nach dem Ende der Hallennutzung um 22:00 Uhr zu 
erwartenden Parkplatzleerung. 
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*LrN, diff= Grenzüberschreitung im Zeitbereich des Beurteilungspegels nachts in dB. 

Abbildung 19: Sportlärm werktags gem. 18. BImSchV. (Anlage 3.2) / Quelle: schalltechnische Untersuchung 

 

Der Immissionskonflikt kann gelöst werden, indem eine Nutzung des Parkplatzes nach 22:00 
Uhr ausgeschlossen wird. Hierfür kommen organisatorische Maßnahmen, z.B. Beschränkung 
der Hallennutzungszeit auf 21:30 Uhr, oder technische Maßnahmen wie z.B. die Sperrung des 
Parkplatzes mit einer Schranke ab spätestens 22:00 Uhr infrage.  

Zusätzlich zu den Beurteilungspegeln der mittleren Geräuschimmissionen sind die Maximalpegel 
kurzzeitiger Einzelereignisse, wie sie zum Beispiel durch Schiedsrichterpfiffe oder Jubelschreie von 
Zuschauern durch das gekippte Hallenfenster auftreten, exemplarisch für die Abendruhezeit darge-
stellt. (…) In der Nachtzeit sind gemäß den anzuwendenden Rechenverfahren (RLS-90 für Parkver-
kehr) keine Maximalpegel zu verzeichnen. Die angegebenen Werte für die Abendruhezeit zeigen, 
dass das Kriterium der 18. BImSchV für die Beurteilung von Maximalpegeln kurzzeitiger Einzeler-
eignisse erfüllt wird.  

 

Sonntag: 

Am Sonntag halten die rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel an allen untersuchten Immission-
sorten am Tag außerhalb der Ruhezeiten sowie in der Mittags- und der Abendruhezeiten den Im-
missionsrichtwert (IRW) für reine Wohngebiete von 50 dB(A) ein.  

An Immissionsort IP 06 wird der IRW im 2. OG in der Mittagsruhezeit voll ausgeschöpft, an den 
übrigen Immissionsorten liegen die Beurteilungspegel um mindestens 1,5 dB unterhalb des IRW. In 
der Morgenruhezeit wird der Immissionsrichtwert für reine Wohngebiete von 45 dB(A) an den Im-
missionsorten IP 05 bis 07 um bis zu 4,8 dB überschritten. Die dabei berücksichtigten Geräu-
schimmissionen stammen überwiegend aus dem vor Beginn der Hallennutzung um 08:00 Uhr zu 
erwartenden Parkverkehr. 

* 
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*LrMo, diff = Grenzüberschreitung in Zeitbereich des Beurteilungspegels morgens in dB. 

Abbildung 20: Sportlärm sonntags gem. 18. BImSchV. (Anlage 3.3) / Quelle: schalltechnische Untersuchung 

 

Der Immissionskonflikt kann gelöst werden, indem eine Nutzung des Parkplatzes erst nach 
09:00 Uhr ermöglicht wird, zum Beispiel durch Sperrung des Parkplatzes mit einer Schranke 
oder indem die Hallennutzungszeit so gewählt wird, dass der Parkverkehr erst später erzeugt 
wird, z.B. durch Beginn der Nutzung ab 09:30 Uhr. 

 

Anlagenbezogenen Kfz- Verkehr auf öffentlichen Verkehrsflächen:  

Gemäß dem Anhang zur 18. BImSchV sind Verkehrsgeräusche auf öffentlichen Verkehrsflächen 
außerhalb der Sportanlage durch das der Anlage zuzuordnende Verkehrsaufkommen bei der Beur-
teilung gesondert von den anderen Anlagegeräuschen zu betrachten und nur zu berücksichtigen, 
sofern sie nicht im Zusammenhang mit seltenen Ereignissen auftreten und im Zusammenhang mit 
der Nutzung der Sportanlage den vorhandenen Pegel der Verkehrsgeräusche rechnerisch um min-
destens 3 dB(A) erhöhen. Hierbei ist das Berechnungs- und Beurteilungsverfahren der Verkehrs-
lärmschutzverordnung (16. BImSchV) sinngemäß anzuwenden.  

Hinsichtlich des anlagenbezogenen Kfz- Verkehrs auf öffentlichen Straßen sind die Zu- und Abfahr-
ten auf der Lüerstraße zu den Parkplätzen an der Sporthalle als maßgeblich für das Vorhaben zu 
betrachten.  

In der Verkehrsuntersuchung zum Vorhaben (Kapitel 10, Nr. 1) finden sich Angaben zur maßgebli-
chen Verkehrsstärke auf den umliegenden Straßen als Analyse für das Jahr 2018 und als Prognose 
nach dem Neubau der Sophienschule.  

Die Prognosewerte beinhalten auch die zusätzlichen Verkehre durch den Schulbetrieb. Da diese im 
Vergleich zu den erwarteten Verkehren durch die Nutzung der Halle zu sportlichen Zwecken gering 
ausfallen, wird in der folgenden Betrachtung vereinfachend der gesamte zusätzliche Verkehr als der 
Sportanlage zuzuordnend angenommen.  

Eine Gegenüberstellung der Verkehre auf der Lüerstraße zeigt, dass in der Nachtzeit keine Erhö-
hung der Emissionspegel zu erwarten ist. Dies ist vor dem Hintergrund zu verstehen, dass bei der 
Prognose bereits berücksichtig wurde, dass keine Nutzung des Parkplatzes nach 22:00 Uhr erfolgen 
darf. Für den Tag zeigt die Gegenüberstellung eine Erhöhung des Emissionspegels um 1,0 dB auf 
dem Abschnitt der Lüerstraße nördlich der Parkplatzzufahrt und eine Erhöhung des Emissionspe-
gels um 1,2 dB auf dem Abschnitt südlich der Parkplatzzufahrt.  

* 
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Da die Erhöhung weniger als 3 dB beträgt, ist eine immissionsortbezogene Ermittlung und 
Beurteilung der Verkehrsgeräusche aus der Nutzung der Sporthallen gemäß dem Verfahren 
der 16. BImSchV nicht erforderlich.  

 

Beurteilung Freizeitlärm – Nutzung des öffentlichen Bolzplatzes  

Bei der schalltechnischen Betrachtung der Geräuschimmissionen des öffentlichen Bolzplatzes ist zu 
beachten, dass eine Nutzung nur innerhalb der Tageszeit mit Beschränkung auf den Zeitraum 07:00 
bis 20:00 gestattet ist. Somit sind aus der bestimmungsgemäßen Nutzung in der Nachtzeit keine 
Immissionen zu erwarten. Eine schalltechnische Beurteilung der Geräuschimmissionen bezieht sich 
daher nur auf die zur Nutzung zulässige Beurteilungszeit Tag.  

 

Abbildung 21: Freizeitlärm mit Lage und Berechnung der Geräuschquellen, o.M. / Quelle: schalltechnisches Gutachten  
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Unter den Voraussetzungen der ermittelten Geräusche für die Nutzung des Bolzplatzes wird der 
Immissionsrichtwert der niedersächsischen Freizeitlärmrichtlinie für reine Wohngebiete von 50dB(A) 
am Tag an allen Immissionsorten um mehr als 3,5 dB an Werktagen unterschritten. Bei der gleichen 
Nutzungsintensivität fallen die rechnerisch ermittelten Beurteilungspegel für Sonn- und Feiertage 
aufgrund des Zuschlages für die Ruhezeit am Mittag um 2,8 dB höher aus. Der Immissionsrichtwert 
für reine Wohngebiete wird dennoch an allen Immissionsorten um mehr als 0,7 dB unterschritten.  

 

 

Abbildung 22: Freizeitlärm Bolzplatz Sonntag (Anlage 4.3) / Quelle: schalltechnische Untersuchung 

9.8  Fazit  

In der schalltechnischen Untersuchung wurden die zu erwartenden Auswirkungen des Neubaus 
Gymnasium Sophienschule auf die Wohnnutzung in der Nachbarschaft betrachtet. Dabei wurde zwi-
schen den Geräuschimmissionen, die aus dem Schulbetrieb resultieren, der Nutzung des Bolzplat-
zes und der Nutzung der Hallen zum Zwecke der Sportausübung unterschieden.  

Die Immissionen aus dem Schulbetrieb wurden unter hilfsweiser Heranziehung der TA Lärm ermittelt 
und beurteilt. Die Immissionen aus den sonstigen sportlichen Nutzungen der Sporthallen wurden als 
Sportlärm gemäß der hierfür anzuwendenden Sportanlagenlärmschutzverordnung (18.BImSchV) 
ermittelt und beurteilt. Die Beurteilung der Geräusche aus der Nutzung des öffentlichen Bolzplatzes 
erfolgte auf Basis der Niedersächsischen Freizeitlärm- Richtlinie.  

Die Rechenergebnisse für die Geräusche aus dem Schulbetrieb zeigen, dass im Hinblick auf die 
Schulnutzung nach dem Neubau keine Immissionskonflikte mit den Wohnnutzungen in der Nach-
barschaft zu erwarten ist. Die ermittelten Beurteilungspegel liegen so weit unter den Immissions-
richtwerten, dass davon auszugehen ist, dass diese auch unter Berücksichtigung der Vorbelastung 
des Kaiser- Wilhelm- und Ratsgymnasiums eingehalten werden. Zudem werden die Anforderungen 
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nach TA Lärm zu Verkehrsgeräuschen des anlagenbezogenen Kfz- Verkehrs auf öffentlichen Stra-
ßen erfüllt. Somit sind im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes keine schädlichen Umwelt-
auswirkungen durch den Neubau der Schule zu erwarten.  

Zudem wird die ergänzende Anforderung der funktionalen Leistungsbeschreibung erfüllt, dass die 
Geräusche der gebäudetechnischen Anlagen werktags bereits ab 18:00 Uhr sowie während des 
gesamten Wochenendes den zulässigen Nachtwert von 35 dB (A) an den Immissionsorten einhal-
ten.  

Für die Nutzung der Sporthallen zum Zweck der Sportausübung wurde für die Lastfälle des Werktags 
und des Sonntags eine intensive Nutzung einschließlich von Punktspielen in der Mittagsruhezeit am 
Sonntag und in der Abendruhezeit am Samstag berücksichtigt. Die Rechenergebnisse (Abbildung 
19 und 20) zeigen, dass Immissionskonflikte nur für die ungünstige Stunde der Nachtzeit und die 
Morgenruhe am Sonntag zu erwarten sind. Zu diesen käme es aufgrund des abgehenden Parkver-
kehrs nach Ende der Hallennutzung um 22:00 Uhr an Werktagen bzw. aufgrund des Parkverkehrs 
vor 09:00 Uhr an Sonntagen.  

Der Konflikt ließe sich somit durch eine Einschränkung der Nutzungszeiten der Halle lösen. Diese 
Einschränkung ist jedoch nicht zwingend erforderlich, sofern anderweitig sichergestellt wird, dass 
die Nutzung des Parkplatzes an Sonntagen erst nach 09:00 und nur bis spätestens 22:00 Uhr erfolgt. 
Dies könnte z.B. durch eine Sperrung der Zu- und Abfahrten des Parkplatzes mit einer Schranke 
erfolgen. 

Die Anforderungen der Anlage 1 der 18. BImSchV zu Verkehrsgeräuschen des analgenbezogenen 
Kfz- Verkehrs auf öffentlichen Verkehrsflächen werden erfüllt. 

Aus der Nutzung des Bolzplatzes außerhalb des Schulgebäudes sind bei der zugrunde gelegten 
Nutzungsintensität weder am Werktag noch an Sonn- und Feiertagen Immissionskonflikte durch 
Freizeitlärm zu erwarten.  

 

Stellungnahme der Landeshauptstadt Hannover 

Die Landeshauptstadt Hannover schließt sich dem Gutachten an. Es weist eine klare und nachvoll-
ziehbare Argumentation auf. Aufgrund der Überschreitungen an den umliegenden Immissionspunk-
ten besteht entsprechend dem Gutachten ein Handlungsbedarf. Die Landeshauptstadt Hannover 
stellt folglich eine Sicherstellung der erforderlichen Einschränkungen der Nutzungszeiten des 
Schule- und Sporthallengebäudes, sowie der Nutzung der Kfz- und Fahrradstellplätze sicher.  

Eine erforderliche Nutzungseinschränkung hinsichtlich der genannten Zeiten und somit die Umset-
zung der zielführenden Maßnahmen erfolgt durch entsprechende Auflagen in dem Baugenehmi-
gungsverfahren. 

 

9.9 Auswirkung der Umgebung auf das Grundstück   

Das Umfeld des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1251 ist als „reines 
Wohngebiet“ festgesetzt. Damit sind nur die gemäß § 3 und 4 BauNVO vorgegebenen Nutzungsar-
ten zulässig. Es kann davon ausgegangen werden, dass durch diese Art von zulässigen Nutzungen 
keine immissionsrelevanten Geräusche auf das Plangebiet von der Nachbarbebauung auftreten 
wird. 
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10.  Fachgutachten / Fachpläne 

Die nachfolgend genannten Fachgutachten waren Grundlage und Abwägungsmaterial für die Fest-
setzungen dieser Bebauungsplanänderung. Die Stadt schließt sich nach Prüfung der Unterlagen 
den Ergebnissen der Fachgutachter an. Diese Gutachten werden zusammen mit dem Bebauungs-
planentwurf sowie der Begründung öffentlich ausgelegt. 
 
1) Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Nr. 1251, 1. Änderung  

PGT Umwelt und Verkehr GmbH, Vordere Schöneworth 18, 30167 Hannover, 
vom 20.06.2019 
 

2) Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 1251, 1. Änderung (Neubau 
Sophienschule in der Landeshauptstadt Hannover – Zoo) 
GTA - Gesellschaft für Technische Akustik mbH, Lortzingstraße 1, 30177 Hannover,  
Gutachten vom 21.06.2019 

 
3) Artenschutzbericht im Rahmen des ÖPP- Verfahrens, 

Erfassung von Vögeln und Fledermäusen im Untersuchungsgebiet „Sophienschule“ in 
Hannover – Zooviertel, 
Bearbeitung durch Dr. Eckard Denker, Flütjenburgerstraße 19, 31311 Uetze, 2016 

 
4) Orientierende Untersuchung im Rahmen des ÖPP- Verfahrens, 

Orientierende Untersuchung im Bereich des geplanten Neubaus des Gymnasiums So-
phienschule,  
Mull und Partner Ingenieurgesellschaft mbH (M&P), Hans- Böckler- Allee 9, 30173 
Hannover, vom 05.10.2016 

 

11.  Durchführung des Bebauungsplanes / Kosten 

Mit diesem Bebauungsplanverfahren soll ein geändertes Baurecht für die im Geltungsbereich be-
findlichen Grundstücke geschaffen werden. Die Kosten für die Landeshauptstadt Hannover wurden 
bereits in der Beschlussdrucksache 2407/2018 beschlossen. Es entstehen keine weiteren Kosten.  

 

 

 

 

Begründung des Entwurfs 
aufgestellt 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, 
November 2019 
 
 
gez. i.V. Linkersdörfer 
 
Fachbereichsleitung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Rat der Landeshauptstadt 
Hannover hat dem Entwurf der 
Begründung am 23.04.2020  
zugestimmt. 
 
 
gez. Fenske 
 
Stadtoberamtsrätin 
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Die Begründung des Entwurfes wurde nach der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB ge-
prüft. Sie wurde insgesamt redaktionell überarbeitet und ansonsten unverändert als Begründung des 
Bebauungsplanes übernommen. 
 

 

 

Fachbereich Planen und Stadtentwicklung Der Rat der Landeshauptstadt 
Juni 2020 Hannover hat der Begründung der 
 Satzung am                 zugestimmt. 
 
 

 

 

 

Fachbereichsleitung 

 

 

 

     61.11/15.06.2020 

 

 

   



Anlage 2 zur Drucksache-Nr.  
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Anlage 1: Baumliste       
Bauvorhaben: Sophienschule Hannover     

Stand: 01.07.2019       

        

Nummer Baumart StU Wertstufe     

        

1 Feldahorn 125 WS 1     

2 Hainbuche 100 WS 1     

3 Hainbuche 135 WS 2     

4 Hainbuche 150 WS 2     

5 Feldahorn 188 WS 1     

6 Hainbuche keine Messung WS 1     

7 Feldahorn keine Messung WS 1     

8 Spitzahorn 290 WS 1     

9 Feldahorn 95+135 WS 2     

10 Eiche 207 WS 3-4     

11 Birke 173 WS 2     

12 Feldahorn 126 WS 1     

13 Eiche 188 WS 3     

14 Feldahorn 107 WS 2     

15 Birke 154 WS 2     

16 Esche 126 WS 3     

17 Schwarzerle 173 WS 3     

18 Hainbuche 85      

19 Robinie 110      

20 Robinie 115      

21 Robinie 100      

22 Hainbuche 70      

23 Hainbuche 45      

24 Hainbuche 70      

25 Hainbuche 60      

26 Hainbuche 40      

27 Hainbuche 55      

28 Hainbuche 50      

29 Robinie 185      

30 Robinie 360 WS 2     

31 Eiche 365 WS 1     

32 Linde keine Messung WS 4     

33 Birke 119 WS 1-2     

34 Birke 113 WS 2     

35 Eiche 240 WS 1     
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36 Hainbuche 115 WS 2     

37 Hainbuche 110 WS 2     

38 Hainbuche 80+105 WS 2     

39 Hainbuche 130 WS 2     

40 Hainbuche 145 WS 2     

41 Linde 175 WS 1     

42 Hainbuche 150 WS 2     

43 Erle 75 WS 2     

44 Linde 130 WS 1     

45 Hainbuche 95+80 WS 1     

46 Eiche 140 WS 1     

47 Weichselkirsche 145 WS 3     

48 Hainbuche 155 WS 2-3     

49 Hainbuche 165 WS 2     

50 Hainbuche 165 WS 1     

51 Hainbuche 125 WS 2     

52 Hainbuche 110+130 WS 2     

53 Traubenkirsche 45+85+50      

54 Esche 99+115      

55 Hainbuche 75 WS 3   Wertstufe 1 sehr gut 

56 Hainbuche 105 WS 2   Wertstufe 2 gut 

57 Feldahorn 4x80 WS 2   Wertstufe 3 befriedigend 

58 Hainbuche 250 WS 1   Wertstufe 4 mangelhaft  

        

        
Fachbereich Umwelt und Stadtgrün der Landeshauptstadt Hannover, 67.2 Planung und Bau,  Arndtstraße 1, 30167 
Hannover 

        

        

        

        

        
 


